
Bundestagswahl 2021 – Nach der
Wahl ist vor dem Kampf
Von Jaqueline Katherina Singh

Die  Spannung eines  Thrillers  konnte  der  deutsche  Wahlkampf  sicherlich
nicht  mit  sich  bringen,  insbesondere,  wenn  man  sich  das  Kopf-an-Kopf-
Rennen der Stimmenauszählung in den USA in Erinnerung ruft. Dennoch,
hätte man vor 6 Monaten gesagt, dass die SPD mit dem eher unscheinbaren
Olaf Scholz das Rennen macht, so hätten viele gelacht. Und viele, sicherlich
nicht nur Anhänger_Innen der Union, fragen sich: Wie konnte das passieren?
Dies wollen wir im Folgenden näher erläutern und gleichzeitig betrachten,
was die Wahlergebnisse für die Arbeiter_Innenklasse bedeuten. Der Artikel
ist auf dem Stand vom 28. September, aber die Grundaussagen sicherlich
unverändert relevant!

Weltlage und 16 Jahre Merkel

Die aktuelle Wahl lässt sich nicht verstehen, wenn wir nicht einen kurzen
Blick in die Vergangenheit werfen. Denn in den 16 Jahren, in denen Angela
Merkel das Land regiert hat, hat sich viel verändert. Wenn die bürgerlichen
Medien ihre Regierungszeit Revue passieren lassen, dann fällt vor allem ein
Wort häufig: Stabilität. Das kommt nicht von ungefähr. Nach der Finanzkrise
07/08 und der darauffolgenden tiefen Rezession konnte sich der deutsche
Imperialismus relativ schnell erholen.

Verglichen  mit  anderen  Ländern  ging  es  schnell  bergauf  dank  der
Konkurrenzfähigkeit  des  Exportkapitals  und  Vorarbeit  durch  die  Agenda
2010. In der EU wurde an Griechenland ein Exempel statuiert,  das zum
sozialen Ausbluten der griechischen Bevölkerung führte. Merkel wurde so
verdientermaßen zum Hassobjekt in Südeuropa. Im Inneren setzte sie auf
Sozialpartner_Innenschaft und gemeinsame Regulierung der Krise mit den
Gewerkschaften, um die Exportindustrie rasch wieder flottzubekommen. So
konnte sie als erfolgreiche Krisenmanagerin und sich Kümmernde auftreten.
International war es zu diesem Zeitpunkt noch möglich, auf Gipfeln wie dem
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G7 die Kosten der Krise gemeinsam zu verwalten.

Die Folgen der Krise machten sich in Deutschland erst später bemerkbar. In
jedem Fall stärkte die Niederlage der Arbeiter_Innenklasse in Griechenland
das deutsche Kapital – und die zentrifugalen Tendenzen in der EU. Doch die
EU-  und noch  viel  mehr  die  sog.  Flüchtlingskrise  verschärften  auch die
Gegensätze im bürgerlichen Lager. Mit dem Rechtsruck kam der Aufstieg der
rassistischen AfD, der auch den Grad der Zersplitterung des bürgerlichen
Lagers markierte. Die ach so stabile Große Koalition unter Merkel fing an zu
kriseln.

Verschärft  wurde  die  Situation  mit  der  Präsidentschaft  Trumps  und  der
Wende  zum  Unilateralismus  einerseits  und  dem  Aufstieg  Chinas  zur
zweitgrößten und -wichtigsten imperialistischen Macht. Der Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  verschärfte  sich.  Die  EU  fiel  aufgrund  eigener
Widersprüche,  wie  sie  am deutlichsten  im  Brexit  zum Ausdruck  kamen,
zurück.  Sie  scheint  hilflos  zwischen  USA  und  China  zu  dümpeln.  Die
Coronapandemie warf sie noch weiter zurück und zeigte auf, wie weit sie
davon entfernt ist, den USA und China auf gleicher Augenhöhe zu begegnen.

So ist die Richtung des deutschen Imperialismus in den letzten 16 Jahren
immer unklarer geworden.  Die deutsche Bourgeoisie (und die EU selbst)
befinden sich in einer strategischen Krise, Hin und her gerissen zwischen der
Frage einer transatlantischen oder stärker eigenständigen imperialistischen
Ausrichtung,  zwischen  Konjunktur-  und  Investitionsprogrammen  zur
Neuaufstellung  des  deutschen  und  europäischen  Kapitals  einerseits  und
zwischen Neoliberalismus und Austeritätspolitik andererseits.

Merkels Lavieren zwischen unterschiedlichen Akteur_Innen ist mit Zunahme
der Krise und des Rechtsrucks, vor allem aber auch dem Aufstieg Chinas und
der Neuausrichtung der USA nicht nur schwieriger, sondern vor allem immer
aussichtsloser geworden.

Die Aufgabe einer neuen Regierung wäre vom Standpunkt des deutschen
Gesamtkapitals,  nicht  nur  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Vormachtstellung
innerhalb der EU erhalten bleibt und kein weiterer Mitgliedsstaat aus der



Reihe tanzt. Es geht auch darum, die EU selbst zu einem Block zu formieren,
der im Kampf um die Neuordnung der Welt mitspielen kann. Dazu bedarf es
aber  eines  Plans  und  einer  Strategie,  wie  man  mit  dem  aufstrebenden
chinesischen Imperialismus und dem verbündeten Rivalen  USA umgehen
möchte.  Und  es  braucht  auch  eine  Lösung  der  Führungsfrage,  also  der
strategischen Ausrichtung innerhalb Deutschlands und der EU. Über eine
solche  verfügt  die  herrschende  Klasse  nicht  –  und  wird  ohne  innere
Friktionen und Kämpfe auch in der nächsten Periode, egal ob unter einer
Ampel  oder  Jamaika nur  schwer herzustellen sein.  Umgekehrt  wird  jede
Regierung von der herrschenden Klasse genau daran gemessen werden.

Zersplitterung des bürgerlichen Lagers

Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers und die Krise der CDU/CSU sind
Ausdruck dieser strategischen Paralyse und Unklarheit, die von Merkel noch
notdürftig überdeckt wurde.

Anfangs  dachte  man  innerhalb  der  Union  noch,  dass  selbst  Laschets
Schlaftablettenauftritte gegen Scholz Bestand hätten, nachdem man bei den
Grünen Baerbock das Fell über die Ohren gezogen hatte. Das allein hilft aber
nicht. Ein Ministerpräsident, der nicht den Eindruck erwecken kann, dass er
sich in seinem eigenen Bundesland gut um eine Flutkatastrophe kümmert, ist
als Kanzlerkandidat wenig vertrauenerweckend. Auch bei der Bekämpfung
der Coronapandemie konnte er wenig glänzen. Als Befürworter der schnellen
Öffnungen schoss  er  in  der  Ministerpräsidentensitzung gegen die  eigene
Regierung, wurde aber in seiner Autorität und Weisheit von der 2. Welle
überrollt.

Hinzu kommt, dass er die inneren Probleme der Union nach außen hin nicht
ausgleichen  konnte.  Schließlich  ist  er  nicht  allein  für  das  historisch
schlechteste  Ergebnis  der  Union  von  24,1  %  verantwortlich.  Der  Streit
innerhalb der Union fing schon früher an.

Merkel selbst wurde zum frühen Rückzug vom Parteivorsitz gezwungen, ihre
Wunschnachfolgerin  Kramp-Karrenbauer  demontiert.  Damit  war  der
Diadochenkampf eröffnet.  Merz,  Laschet und Spahn kandidierten für den



Parteivorsitz – und der Kandidat des Establishments, Laschet, gewann knapp.
Doch damit war die Unzufriedenheit, die sich zusammengebraut hatte, nicht
beseitigt.  Auch  nicht,  als  sich  Laschet  gegen Söder  in  der  Kanzlerfrage
durchsetzte.

Je länger der Wahlkampf dauerte, desto deutlicher wurde: Laschet hätte es
lassen  sollen.  Weder  Bevölkerung  noch  eigene  Partei  konnten  vom
Kandidaten  überzeugt  werden.

Wie  so  oft  in  der  Geschichte  wirkte  eine  Kette  von  zufälligen,
nebensächlichen Pannen als Katalysator, um eine sich längst vorbereitende
Krise offen hervortreten zu lassen, den Zersetzungsprozess der politischen
Hauptpartei der deutschen Bourgeoisie.

So kam es dazu, dass die SPD bei diesen Bundestagswahlen in Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Hessen an der CDU vorbeizog und über
1,5  Millionen  Stimmen  von  den  Unionsparteien  einsackte.  Diese
Wahlniederlage  wird  die  Risse  innerhalb  der  Union  weiter  vergrößern.
Nachdem sich am Wahlabend noch große Teile  des  Parteiestablishments
hinter Laschet gestellt  hatten, werden die Rücktrittsforderungen, der Ruf
nach Aufarbeitung der katastrophalen Niederlage und Neuausrichtung der
Partei  lauter.  Je  mehr  sich  diese  Gegensätze  zu  regelrechten
innerparteilichen Gräben vertiefen, desto schwerer wird es, dass CDU/CSU
eine Regierung mit Grünen und FDP zustande kriegen, selbst wenn es nicht
nur bei den Liberalen viele gibt, die für eine solche Koalition eintreten. Doch
eine solche Regierung wäre wahrscheinlich so instabil wie die Unionsfraktion
und Laschet traut wohl kaum jemand zu, die inneren Gegensätze wirklich
überbrücken zu können. Umgekehrt wäre eine solche schwarz-grün-gelbe
Regierung (Jamaika) nicht nur ein deutliches Signal für einen aggressiveren
Kurs zur ökonomischen Neuformierung der EU unter deutscher Führung,
sondern auch zu einem aggressiveren inneren,  wenn es darum geht,  die
Kosten  der  Pandemie  und  der  Wirtschaftskrise  auf  die  arbeitende
Bevölkerung  abzuwälzen.

FDP als eine Königsmacherin



Sonnig sieht’s hingegen bei den Liberalen aus. Die FDP hat mit 11,5% eines
ihrer historisch besten Ergebnisse eingefahren mit einem Imagewahlkampf,
bei dem nur noch das Gesicht von Christian Lindner auf der Freiheitsstatue
gefehlt hat. Profitieren konnte sie vom Schwächeln der Union und gewann
rund  1.320.000  Stimmen  von  dieser,  da  sie  während  der  Pandemie  als
„besonnene“  Ver t re tung  der  Coronskept iker_ Innen  und
„Freiheitskämpfer_Innen“ aus dem Kleinunternehmertum auftreten konnte.
Auch  unter  Nichtwähler_Innen  mobilisierte  sie  400.000  Stimmen.  Die
Hochburg der Zweitstimmen stellt dabei Baden-Württemberg dar. Unter den
Erstwähler_Innen wurde sie mit 400.000 Stimmen zweitstärkste Kraft, was
schon eine wichtige Frage für linke Jugendbewegungen aufwirft: Wie kann es
sein, dass eine Partei, die so sehr gegen die elementaren Interessen von den
allermeisten  Jugendlichen  steht,  so  viel  Zuspruch  bekommt?  Sicherlich
spricht sie richtige Probleme an wie der Freizeit-Lockdown wegen Corona,
Probleme  in  Bildung  und  Digitalisierung  und  durch  ein  starken  Online-
Auftritt weiß sie das zu verkaufen. Aber ihre angebotenen Lösungen stehen
im krassen Gegensatz zu unseren Interessen. Wir brauchen klare Antworten
auf den Einfluss der FDP auf uns Jugendliche!

Dass sich die FDP, die 2017 gerade mal so den Sprung in den Bundestag
schaffte,  erneut  aufgerappelt  hat,  stellt  eine  Kehrseite  der  Krise  der
Unionsparteien dar. Die FPD erscheint nicht nur der jungen Generation als
glaubwürdigere Vertreterin des freien Marktes und individueller bürgerlicher
Freiheit. Für die Regierungsbildung wird sie gemeinsam mit den Grünen eine
entscheidende  Rolle  spielen  als  Blockade  aller  weitergehenden  sozialen
Forderungen und jeder Umverteilung und auf weitere Deregulierung und
Angriffe auf die Lohnabhängigen drängen. Und mit ihr in der Regierung
können wir Klimaschutz weitgehend vergessen.

Die Grünen und das Klima

Es hätte so gut werden können für die Grünen. Obwohl sie ihr historisches
bestes Ergebnis einfuhren, erscheinen sie fast wie kleine Verlierer_Innen.
Während  sie  sich  Anfang  des  Jahres  im  Höhenflug  bei  30  % befanden,
landeten sie schließlich bei 14,8 %. Sicherlich, dass Annalena neben Armin
und Olaf so schlecht weggekommen ist, hat viel mit Sexismus zu tun. Als



entscheidende Erklärung für den Sturzflug ist das jedoch zu kurz gegriffen.

Der wohl wichtigste Grund,  warum die Grünen „nur“ drittstärkste Partei
wurden,  liegt  darin,  dass  sich  von  ihrem  Programm  wichtige  Teile  der
Bevölkerung nicht  ansprechen lassen.  Das zeigten auch die vergangenen
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt.  Die Erhöhung des Benzinpreises oder
eine CO2-Steuer für Individuen werden bei der Mehrheit der Bevölkerung
nicht dadurch ausgeglichen, dass es fürs trendige Lastenrad einen Zuschuss
geben soll. Mehr dazu in unserem Artikel zur Klimawahl!

Die  Abwälzung  der  Kosten  der  Klimakrise  auf  die  Einzelnen  macht  die
Grünen für einen Teil der Bevölkerung nicht besonders attraktiv. Es ist daher
kein Wunder, dass sie vor allem bei einkommensstärkeren Lohnabhängigen
und  Mittelschichten  punkten  konnten.  Trotzdem:  Rund  460.000
Neuwähler_Innen, 510.000 Nichtwähler_Innen konnten mobilisiert werden,
insgesamt rund eine Millionen Menschen wechselten von CDU und SPD zu
den Grünen. Hinzu kommt, dass mittlerweile auch sie einen Teil des Kapitals
(nicht nur aus dem Ökobereich) zu ihren Unterstützer_Innen zählen können.

So werden die  Grünen –  wie  die  FDP –  bei  der  Regierungsbildung eine
wichtige  Rolle  als  Königsmacher_Innen  spielen.  Während  die  Liberalen
grundsätzlich eine unionsgeführte Koalition vorziehen, sind die Grünen in
dieser Frage gespalten, ja neigen eher der SPD zu, die ebenfalls für einen
Green Deal in Europa und Deutschland eintritt. Der FDP würde dabei die
Rolle  zufallen,  dafür  zu  sorgen,  dass  er  die  Bourgeoisie  und  sog.
Leistungsträger_Innen  nichts  kostet.

Der rechte Rand

Bevor wir zur Wahlsiegerin SPD und zur Linkspartei kommen, noch kurz zum
rechten Rand des bürgerlichen Spektrums: Zum zweiten Mal zieht die AfD in
den Bundestag ein. Zwar hat diese an Stimmen verloren, sich insgesamt aber
konsolidieren  können.  Die  meisten  Stimmenverluste  machten  die
Nichtwähler_Innen (rund 810.000) aus. Dies war sicherlich innerparteilichen
Streitigkeiten geschuldet. Die weiteren größeren Verluste an SPD (260.000)
und FDP (210.000) dürften wohl darauf zurückzuführen sein, dass diesen



Wähler_Innen  die  Regierungsfrage  wichtiger  war  als  die  „Treue“  zum
Rechtspopulismus.

Dennoch: Die knappen 10,3 % für die Rechtspopulist_Innen zeugen wohl
kaum vom von den Konservativen beschworenen Linksruck. Vielmehr weisen
sie  darauf  hin,  dass  gerade  die  abgehängten  Schichten  der
Arbeiter_Innenklasse keine wirkliche Alternative  geboten bekommen.  Von
den Protesten der Coronaleugner_Innen konnte sie jedoch kaum profitieren.
Der Verlust der Linkspartei an die AfD ist zwar geringer ausgefallen als bei
den Landtagswahlen der letzten Jahre, mit 110.000 Stimmen aber auch nicht
unerheblich. So ist es auch nicht wenig überraschend, dass die Hochburg der
Partei  weiterhin  im  Osten  liegt.  In  Brandenburg  und  Mecklenburg-
Vorpommern ist sie nach der SPD in fast allen Wahlkreisen die zweitstärkste
Kraft und in Thüringen konnte sie gleich mehrere Direktmandate gewinnen,
in Sachsen fast alle.

Anders  als  2017  stimmten  die  meisten  AfD-Wähler_Innen  wegen  ihres
Programms, also aus Überzeugung für diese Partei – wegen ihres völkischen
Rassismus,  nicht  trotz  dessen.  Dies  bedeutet,  dass  sich  eine  radikale,
reaktionäre kleinbürgerliche Kraft konsolidiert, die bei einer Zuspitzung der
Klassenkämpfe und einem Auseinanderfallen der  EU als  Reserve für  das
deutsche Kapital und auch Regierungsbildungen zur Verfügung steht.

Totgeglaubte leben länger – die SPD

Wie oben bereits geschrieben: Kaum eine_r hätte vor einem Jahr geglaubt,
dass die SPD über die 20 %-Marke kommt, noch weniger, dass jemand mit
dem  Charisma  eines  Olaf  Scholz  den  Karren  aus  der  drohenden
Bedeutungslosigkeit ziehen kann. Das Image war ja schließlich schon mehr
als ramponiert.

Über 100 Jahre Klassenverrat fallen bei dem aktuellen Bewusstseinsstand
leider nicht so ins Gewicht, wie man es sich wünschen würde. Vielmehr sind
es die Streitigkeiten von Esken & Co. sowie die Zugeständnisse innerhalb der
Großen  Koalition  gewesen,  die  der  SPD lange  zu  schaffen  machten.  Im
Wahlkampf  selber  wurde  sich  lange  nur  auf  Laschet  und  Baerbock



konzentriert. Es wirkte fast, als ob es den SPD-Kandidaten nicht gäbe. Aber
wenn sich zwei streiten, freut sich der Dritte und auch deshalb konnte Olaf
an  den  beiden  vorbeiziehen.  Brechmittelskandal,  Verstrickungen  in  die
Wirecard-Affäre und der Prügeleinsatz zu G20 in Hamburg: alles perlte an
ihm ab.

Aber warum? Während Baerbock sich auf die Klimakatastrophe fokussierte
und Laschet in jedes Fettnäpfchen trat, das er finden konnte, hat Scholz es
geschafft, am ehesten was von jener Stabilität zu verkörpern, die man Merkel
zugesprochen hatte. Entscheidend ist aber, dass sich der SPD-Kandidat bei
den Lohnabhängigen glaubwürdiger als seine Konkurrenz als Kandidat des
sozialen Ausgleichs präsentieren konnte.

Rund 44 % der SPD-Wähler_Innen gaben an, dass soziale Gerechtigkeit eine
maßgebliche Rolle bei ihrer Entscheidung spielte. Ebenso konnte die SPD
den mit Abstand größten Zuspruch bei Gewerkschafter_Innen verzeichnen, lt.
E r h e b u n g e n  d e s  D G B  3 3 , 1  % ,  a l s o  f a s t  8  %  m e h r  a l s  i m
Bevölkerungsdurchschnitt.

Die Sicherung der Arbeitsplätze, eine Erhöhung des Mindestlohns auf 12
Euro, eine sichere Rente und eine stärkere Besteuerung der Reichen waren
Versprechungen, die sich im Zuge der Pandemie gut anhören. Dass Scholz
dabei glaubwürdiger wirkte als seine Konkurrenz, spiegelt letztlich auch das
historische Erbe der Sozialdemokratie, ihre organische Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse als bürgerliche Arbeiter_Innenpartei wider. Sicherlich
versprechen sich die meisten Wähler_Innen keine Großtaten von der SPD,
wohl aber, dass eine von Scholz geführte Regierung mehr Schutz vor den
kommenden  Umstrukturierungen,  mehr  soziale  Abfederung  beim
ökologischen  Wandel  bringt  als  ein  von  Laschet  geführtes  Kabinett.

Sollte  die  SPD  die  nächste  Regierung  anführen,  werden  selbst  diese
Hoffnungen extrem auf die Probe gestellt werden. Allein die Erhöhung des
Hartz-IV-Satzes um gerade 3,- Euro unter der Großen Koalition zeigt, wie
wenig der Sozialdemokratie die Ärmsten der Armen im Zweifelsfall bedeuten.
In  jedem Fall  ist  aber  klar,  dass  die  ohnedies  schon wackelige Bindung
zwischen SPD und organisierten Lohnabhängigen in der kommenden Periode



weiter auf den Prüfstand geraten wird – und dies müssen wir vorantreiben.

Schlaftablette Linkspartei

4,9  %!  Es  tut  fast  weh,  das  Ergebnis  laut  vorzulesen.  Durch  die  3
Direktmandate kann sich die Linkspartei gerade noch 39 Plätze im Parlament
sichern. Dennoch ist es mehr als bedrückend, es ist desaströs. Zwar hat DIE
LINKE  an  sich  das  beste  Klimaprogramm,  verglichen  mit  den  anderen
Parteien, doch hat sie im gesamten Wahlkampf Chancen verpasst und war
kaum sichtbar. Dies hat mehrere Gründe. Der andauernde Richtungsstreit
lähmt sie, der unklare Ausgang in der Debatte um Sahra Wagenknecht führt
dazu,  dass  weder  deren  Fans  noch  die  antirassistischen  Aktivist_Innen
zufriedengestellt werden konnten. Dieses Vakuum der Nicht-Entscheidung,
welchen  Kurs  man  einschlagen  will,  rächt  sich.  Auch  in  der  Frage  der
Regierungsbeteiligung. Durch das Sofortprogramm, was nach Mitregieren
lechzte, hat die Linkspartei sich selber geschadet. Denn weder seitens der
SPD  und  schon  gar  nicht  von  den  Grünen  wurden  sie  als  ernsthafte
Koalitionspartnerin beachtet. So wurde also auf das rot-rot-grüne Gespenst
gesetzt und vor lauter Kuschelkurs vergessen, sich abzugrenzen. Das sieht
man auch an den Zahlen: Die größte Wähler_Innenwanderschaft gab es zur
SPD mit 640.000 Stimmen, es folgen die Grünen mit 480.000. Mehr als 1
Millionen Stimmen sind also verloren gegangen, weil Wähler_Innen geglaubt
haben,  der  Unterschied  zur  SPD sei  nicht  zu  groß,  und um Laschet  zu
verhindern, müsse man jetzt eben bei Scholz den Haken machen. Das macht
deutlich:  Gerade,  was die soziale Gerechtigkeit  angeht,  dem eigentlichen
Kernthema der Linkspartei, machen WählerInnen taktisch Zugeständnisse.
Ein indirektes Zeugnis, dass es der Partei an Überzeugung und Abgrenzung
mangelt.

Das ist aber auch nachvollziehbar. Wo ist DIE LINKE gewesen, die als Partei
sich gegen den Pflegenotstand während der Pandemie einsetzte? Während
andere  nur  wohlwollend  klatschen,  hätte  es  betriebliche  Aktionen  und
Demonstrationen gebraucht, die sich für eine Aufstockung im Pflegebereich
einsetzen. Auch hätte die Linkspartei gegenüber den Gewerkschaften klare
Worte verlieren müssen: Ein flächendeckender Tarifvertrag in der Pflege und
im Handel muss her, gerade in Zeiten der Krise. Und wo ist DIE LINKE, die



Streitgespräche  mit  den  Grünen  sucht?  Der  kostenlose  öffentliche
Nahverkehr  oder  der  bundesweite  Mietendeckel  sind  gute  Forderungen.
Allerdings gehören die nicht nur auf Plakate gedruckt, sondern müssen mit
Nachdruck auch auf die Straße getragen werden.

Aber nicht nur das. Anstatt sich mit Wagenknechts billigen Polemiken zu
beschäftigen,  hätte  gezeigt  werden  müssen:  Wir  verstehen  uns  als
Kämpfer_Innen der Arbeiter_Innenklasse. Und die ist nun mal multiethnisch
und  voller  „skurriler  Minderheiten“.  Der  Kampf  für  einen  höheren
Mindestlohn,  Mindestrente  oder  bezahlbaren  Wohnraum  schließt
Klimaschutz,  LGBTIAQ-Rechte  und  Antirassismus  nicht  aus,  sondern  ein.
Kernproblematik ist aber das Verständnis von Bewegungen, und wie diese
entstehen. Selber versteht sich DIE LINKE als Bewegungspartei. Statt aber
Bewegung zu initiieren, trabt sie einfach nur dem Geschehen hinterher. Und
genau  das  fällt  ihr  auf  die  Füße  und  führt  dazu,  dass  sich  keine  neue
Stammwähler_Innenschaft  herausbildet,  während  sich  unterschiedliche
Generationen  von  Aktivist_Innen  innerhalb  der  Partei  um  die  Richtung
streiten. Einen Haken hat das Ganze jedoch: Würde man tatsächlich Kämpfe
führen, Streiks und Solidaritätsdemos organisieren, führt das natürlich dazu,
dass der Druck größer wird und Kräfte wie die Grünen oder die SPD sich
distanzieren. Die Chance, mitzuregieren, würde in die Ferne rücken. Dafür
würde aber deutlich werden, dass die Linkspartei eine Kraft wäre, die für
ihre Forderungen tatsächlich kämpft.  Solange sich die  Partei  jedoch der
vorgeblich  besseren  Verwaltung  des  Kapitalismus  verschreibt,  wird  sie
diesen Widerspruch nicht überwinden können, wird sie immer wieder beim
Nachtrab hinter SPD und Grünen landen.

Was kommt auf uns zu?

Auch wenn eine Vielzahl an Regierungskoalitionen denkbar ist, so zeichnen
sich im Moment nur zwei  Optionen ab:  die Ampel  (SPD/FDP/Grüne) und
Jamaika  (Union/Grüne/FDP).  Entscheidend  dafür,  welche  Regierung  es
werden  wird,  sind  unmittelbar  zwei  Faktoren:

a) ob die Unionsparteien ihre inneren Konflikte im Zaum halten können;



b) die Sondierungsgespräche zwischen Grünen und FDP.

In jedem Fall stehen für eine zukünftige Regierung mehrere Baustellen an,
um  den  deutschen  Kapitalismus  in  der  internationalen  Konkurrenz
aufzustellen.  Angesichts  der  notwendigen  Einbindung  der  FDP  in  jede
Regierung  und  aufgrund  des  Drucks  des  Kapitals  können  wir  davon
ausgehen,  dass  folgende  Politik  zu  erwarten  ist:

–  Festhalten  an  der  Schuldenbremse  und  Sparmaßnahmen  im
Bundeshaushalt.

Das bedeutet  weitere Einsparungen im öffentlichen Dienst,  einschließlich
weiterer Privatisierungen und marktwirtschaftlicher Reformen, mögen diese
auch mit einem grünen oder sozialen Sahnehäubchen verkauft werden. Die
Krise  im  Erziehungs-  und  Bildungswesen,  im  Gesundheitssektor  wird
prolongiert, im Bereich der sozialen Vorsorge und insbesondere der Renten
werden neue Kürzungen als Reformen verkauft werden.

– Prekarisierung, Niedriglohnsektor und die Krise auf dem Wohnungsmarkt
werden  allenfalls  mit  einigen  kosmetischen  Reformen  angegangen,  im
Grunde  bleibt  die  Misere  erhalten.

– Abwälzung der Kosten für die Infrastrukturprojekte, ökologische Wende
und Digitalisierung auf die Masse der Lohnabhängigen.

– Inflation und Preissteigerungen verringern die Kaufkraft der Massen.

– Entlassungen, Kürzungen, Schließungen im Zuge des industriellen Umbaus,
die  allenfalls  mit  SozialpartnerInnenschaft  und  Sozialplänen  begleitet
werden.

– Erneuter Versuch, die Krise der Europäischen Union zu überwinden. Der
Green Deal der EU-Kommission wird zur gemeinsamen Formel, hinter der
sich jedoch unterschiedliche Ausrichtungen verbergen.

–  Abschottung  der  EU gegen  Geflüchtete;  Schwerpunkt  auf  Nahost  und
Afrika  als  Interessensphären  der  EU-Mächte  außerhalb  ihres  eigenen
Gebietes.



–  Aggressivere  EU-Außen-  und  -Militärpolitik  (Stichwort:  Verantwortung
übernehmen).

Massives  Aufstocken  des  Rüstungsetats  und  Aufrüstung  der  Bundeswehr
sowie  Schritte  in  Richtung  einer  EU-Eingreiftruppe  (um  von  den  USA
unabhängiger agieren zu können).

Wie  schnell  diese  Angriffe  erfolgen,  hängt  natürlich  von  der
Regierungsbildung wie auch der konjunkturellen Entwicklung ab. Sicher ist
aber: Sie werden kommen. Die Unternehmer_Innenverbände drängen schon
jetzt  auf  eine  rasche  Regierungsbildung,  weil  all  diese  Projekte
vorangebracht  werden  sollen.

Eine  Jamaika-Koalition  wäre  für  dieses  Vorhaben  natürlich  ein  Traum.
Andererseits hat eine SPD-geführte Regierung den Vorteil, dass sie besser
die Gewerkschaften sozialpartnerschaftlich einbinden kann.

Was müssen RevolutionärInnen tun?

Wahlen  sind  bekanntlich  auch  immer  ein  Spiegel  gesellschaftlicher
Verhältnisse. Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers setzt sich weiter
fort  und  damit  auch  die  Probleme  des  deutschen  Imperialismus  auf
Weltebene.  Zu  klein,  um wirklich  mitzumischen,  zu  groß,  um gar  keine
Ansprüche geltend machen zu wollen, muss es weiter irgendwie versuchen,
die Krise der EU zu lösen oder nach einer alternativen Ausrichtung suchen.

Der Rechtsruck, den es 2016 gegeben hat, ist verfestigt. Nichtsdestotrotz
bleibt  der  Reformismus  innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse  weiterhin
präsent,  vor  allem  in  Form  der  SPD,  aber  auch  einer  geschwächten
Linkspartei. Welchen Einfluss das auf die Gewerkschaften hat – also ob man
im Sinne  der  guten  Sozialpartner_Innenschaft  sowie  Standortborniertheit
schön  weiter  alles  mitverwaltet  oder  versucht,  tatsächlich  dagegen  zu
kämpfen, das hängt zum einen an der Frage der Regierungsbeteiligung der
SPD.  Zum  anderen  stellt  sich  aber  auch  die,  ob  es  gelingt,  eine
klassenkämpferische Bewegung in den Gewerkschaften aufzubauen, deren
Ziel es ist, statt selber in der Bürokratie zu vermodern, diese durch Wähl-
und Abwählbarkeit sowie Rechenschaftspflicht zu ersetzen und zu kämpfen.



Die laufenden Arbeitskämpfe und kommende Tarifrunden können dazu einen
wichtigen Ansatz bieten.

Ebenso  braucht  es  eine  Aktionskonferenz  aller  Organisationen  der
ArbeiterInnenklasse und linker Kräfte, um sich für die kommenden Angriffe
zu wappnen. Denn klar ist, dass versucht wird, die Kosten der Krise auf die
Lohnabhängigen abzuwälzen. Das Wahlergebnis der Linkspartei zeigt jedoch,
dass man nicht nur auf Angriffe warten darf,  sondern sich selber in die
Offensive bringen muss. Der Berliner Volksentscheid zu „Deutsche Wohnen
& Co enteignen“ ist  der  beste  Beweis  dafür.  Statt  zu verharren und zu
warten,  wer  an  die  Regierung  tritt,  müssen  wir  uns  organisieren  und
diskutieren,  wie man diese Initiative bundesweit  ausweiten kann.  Ebenso
wichtig ist  die Frage, wer die politische Führung in den Gewerkschaften
innehat,  insbesondere wenn es darum geht,  kommende Arbeitskämpfe zu
führen. Statt darauf zu hoffen, dass Linkspartei oder gar die SPD gegen
Klimawandel oder für soziale Gerechtigkeit kämpfen, müssen wir das selber
in die Hand nehmen!

„Wen  finde  ich  am  wenigsten
abstoßend?“
Warum  der  Wahlkampf  anstelle  von  Inhalten  auf  Personen  und
Pannen setzt.

Felix Ruga

Eigentlich  gäbe  es  so  viel  zu  tun,  so  viele  Probleme  zu  lösen:
Ungerechtigkeit, Rechtsruck, Klima oder Corona- um nur ein paar zu nennen.
Und eigentlich müsste es bei der Bundestagswahl (BTW) eine große Rolle
spielen, welche Antworten die Parteien darauf geben. Tut es aber nicht.
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Laut einer Forsa-Umfrage vom 11.9.21 empfanden 77% den Wahlkampf als
inhaltsleer. Mir geht es genauso. Sehr selten liest man in der Zeitung oder in
den sozialen Medien etwas darüber, warum eine bestimmte Forderung von
einer  bestimmten  Partei  klug  wäre  oder  welche  Sicht  die  Welt  richtig
darstelle. Dennoch beherrscht die BTW die allgemeine Aufmerksamkeit und
schiebt seit einiger Zeit das Thema Corona in den Hintergrund, indem es viel
mehr um die Kandidat_Innen der ambitioniertesten Parteien geht- also CDU,
SPD und Grüne. Dabei spielt das, wofür sie inhaltlich stehen, wieder keine
Rolle,  sondern  eher  was  es  für  Personen  sind,  welche  Fähigkeiten  und
Charakterzüge  sie  haben.  Letztere  werden  dann  vor  allem  anhand  von
Skandalen und Pannen diskutiert.

Bei Baerbock war das eine ganze Fülle an eher kleinen bis mittelgroßen
Fehlern, wie die Sache mit den Plagiatsvorwürfen bezüglich ihres Buches,
vergessene Angaben von Einkünften, Beschönigung des Lebenslaufes und
der generelle Umgang mit diesen Vorwürfen. Dadurch hängt ihr nun ein
Image von Überforderung und unsauberem Arbeiten nach.

Laschet wurde anscheinend die ganze Sache mit der Maskenaffäre rund um
seinen Sohn Joe erstaunlich schnell wieder verziehen, aber sein Gekicher im
Hintergrund während einer Rede in den Flutgebieten wurde viel besprochen.
Zusammen mit den Sticheleien Söders und seinem generell ungeschickten
Auftreten wird er als nicht ernstzunehmende Person dargestellt.

Hinzu  kommt,  dass  dieser  Wahlkampf  ein  rein  negativer  ist.  Er  fußt
überhaupt nicht darauf, irgendwen für irgendwas zu begeistern. Stattdessen
scheint es vor Allem darum zu gehen, die andere Seite möglichst schlecht
darzustellen und am Ende gewinnt die Seite, die am wenigsten abstoßend
wirkt. So schafft es gerade Olaf Scholz zu punkten, einfach indem er weder
Baerbock  noch  Laschet  ist  und  die  Vorwürfe  gegen  ihn  schwieriger  zu
skandalisieren sind.  Da geht  es  nämlich um heftige Korruption rund um
Wirecard  und  CumEx-  was  für  die  Qualität  eines  Politikers  oder  einer
Politikerin viel  entscheidender wäre.  Trotzdem brauchte es  am Ende die
Initiative des YouTubers Rezo, um das Thema überhaupt in den Fokus der
Öffentlichkeit zu rücken.



Und warum das Ganze?

Aber wem nützt das alles nun? Die Frage nach der Außendarstellung und
dem Auftreten einer Führungsperson macht für die herrschende Klasse sehr
wohl Sinn: Zum einen kann man damit diplomatisch die eigene Macht besser
ausspielen, indem man auf andere Staaten ideologisch einwirken kann. Zum
anderen, und das dürfte noch entscheidender sein, sorgt eine charismatische
und kompetent wirkende Persönlichkeit dafür, dass der Staat trotz Krisen
und Angriffe auf die Arbeiter_Innerklasse relativ stabil wirken dürfte. Angela
Merkel war ein gutes Beispiel für diesen Effekt: schmutzige Geflüchteten-
Deals  mit  der  Türkei  oder  jahrzehntelanges  Ignorieren  der  Klimakrise
wurden einfach souverän weggelächelt. Dass es nun aber keine_r der Dreien
schafft,  wirklich irgendwen zu begeistern,  zeigt  auch,  dass der deutsche
Staat sich gerade in einer schwierigen Lage befindet und es nicht schafft, der
Arbeiter_Innenklasse  eine  Perspektive  aus  den  momentanen  Krisen
aufzuzeigen.

Und auch wenn es an sich ganz nett ist, Führungspersonen zu haben, die
kompetent arbeiten und sympathisch sind, hilft das im Endeffekt in unserer
Lebenssituation  überhaupt  keinem.  Was hilft  es  gegen Unwetterextreme,
wenn  Laschet  weiß,  wann  er  betroffen  schauen  muss?  Bekämpfen  wir
Rassismus, indem Baerbock genauer in ihrer Vita ist? Gibt es weniger arme
Menschen, weil Scholz geschickt mit Korruptionsvorwürfen umgeht?

Wir brauchen klare und radikale Antworten auf unsere Probleme und nur
eine  Bewegung,  die  auf  der  Straße,  in  den  Schulen,  Betrieben  und
Parlamenten um diese kämpft, kann die Frage nach dem geringeren Übel
beenden und die Menschen mitnehmen, indem sie sie wirklich begeistert.
Lasst uns also die Fragen aufwerfen, die von den Herrschenden gemieden
werden und unsere Antworten auf die Straße tragen!



Afghanistan:  ein  Ende  mit
Schrecken oder Schrecken ohne
Ende?
5 Fragen und 5 Antworten

Afghanistan, Was ist da los?,1.
Wie ist die Situation von Jugendlichen vor Ort?2.
War es ein Fehler die Bundeswehr abzuziehen?3.
Was bedeutet die Herrschaft der Taliban und sollten wir sie gegen4.
den Imperialismus unterstützen?
Was können wir hier vor Ort tun?5.

1.: Afghanistan, was ist da los?

Nach 20 Jahren Besatzung durch die NATO-Militärkoalition ist nach deren
Abzug aus Afghanistan innerhalb von nicht einmal zwei Monaten beinahe das
gesamte Staatsgebiet wieder in die Hände der radikalislamischen Taliban
gefallen.  Die Taliban überfielen unmittelbar nach dem Abzug der NATO-
Besatzungstruppen  zunächst  die  Provinzhauptstädte  und  umzingelten
schließlich die Hauptstadt Kabul, welche nahezu kampflos erobert werden
konnte.  Am  16.08.  kapitulierte  die  von  der  NATO  eingesetzte
Marionettenregierung Afghanistans unter dem Präsidenten Ghani schließlich
(der Hals über Kopf mit einem Heli voller Bargeld das Land verließ). Dies
bedeutete  faktisch  die  Machtübernahme durch  die  ursprünglich  aus  den
Mudschahedin („Gotteskrieger“, welche btw von den USA, Saudi-Arabien und
Pakistan  erst  hochgerüstet  und  finanziert  wurden)  hervorgegangenen
Taliban.  Der  Abzug  der  letzten  verbliebenen  Soldat_Innen  der  NATO-
Mitgliedsstaaten und der klägliche Versuch der Evakuierung der Ortskräfte,
also  jener  Afghan_Innen,  welche  für  die  Besatzungstruppen  arbeiteten,
stellte den Höhepunkt der Niederlage der USA und seiner Verbündeten im
Afghanistankrieg dar. Allgemein gab es keinen nennenswerten Widerstand
gegen den Vormarsch der Taliban und zur Verteidigung der afghanischen
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Regierung. Obwohl die Regierungstruppen während der 20 Jahre Besatzung
gut ausgerüstet und ausgebildet worden sind und offiziell  300 000 Mann
umfassten, während die Taliban gerade mal über schätzungsweise

70 000 Millizionäre verfügten, konnten Letztere bei Ihrem Vormarsch nicht
einmal  annähernd  durch  die  Regierungsarmee  aufgehalten  werden.  Der
Grund hierfür liegt nicht darin, dass die Taliban angeblich über einen hohen
Rückhalt in der Bevölkerung verfügten. Viel mehr sind die Korruption des
Präsidenten  Ghani  und  seiner  Marionettenregierung,  die  zunehmend
ausgebliebene Auszahlung des Solds an die afghanischen Soldat_Innen nach
dem  Abzug  der  NATO-Truppen,  die  Demoralisierung  des  afghanischen
Militärs  durch den Abzug der  Besatzungsarmeen sowie  nicht  zuletzt  die
grundlegend  schlechte  Versorgungslage  für  die  breite  Bevölkerung  als
Gründe für den ausbleibenden Widerstand gegen die Taliban zu nennen.
Nicht  zuletzt  sind  während  der  Besatzung  rund  250  000  AfghanInnen
gestorben – hiervon rund 70 000 Angehörige der Sicherheitskräfte, 100 000
wirkliche oder vermeintliche Taliban und über 70 000 ZivilistInnen. Sieben
der  insgesamt  rund  38  Millionen  Afghan_Innen  wurden  zu  Flüchtlingen,
hiervon rund vier Millionen im eigenen Land. Die anderen drei Millionen
flohen nach Pakistan, Iran oder weiter westwärts.

Es steht  jetzt  schon zweifellos  fest,  dass die nun angebrochene,  erneute
Herrschaft  der  Taliban,  welche  letztlich  das  Ergebnis  von  20  Jahren
erfolgloser  Besatzung  durch  die  westlichen  imperialistischen  Staaten
darste l l t ,  für  den  absoluten  Großtei l  der  Bevölkerung  nur
Verschlechterungen,  aber  keine  Verbesserungen  zu  bieten  hat.  Die
Rücknahme  demokratischer  Rechte  sowie  auch  die  zunehmende
Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTIAQs  zeigte  sich  bereits  in  der
„Empfehlung“ vonseiten der Taliban-Administration an Frauen, aufgrund der
Sicherheitslage  zuhause  zu  bleiben  wie  auch  in  der  brutalen
Niederschlagung  der  spontanen  Frauendemonstrationen  gegen  die
Herrschaft  der  Taliban.  [1]

2.: Wie ist die Situation von Jugendlichen vor Ort?

Auch und insbesondere für die Jugend in Afghanistan sieht die aktuelle Lage



nicht  viel  besser  aus.  Während  sie  ebenfalls  von  der  Einschränkung
demokratischer Rechte betroffen ist und die Hälfte von ihnen, nämlich die
Frauen,  voraussichtlich  zunehmend  aus  den  Bildungseinrichtungen
verdrängt wird, ist die Jugendarbeitslosigkeit mit offiziell 17% nach wie vor
verhältnismäßig hoch [2]. Es ist damit zu rechnen, dass diese in Zukunft
weiter  ansteigen  wird,  da  die  afghanische  Wirtschaft  zum  Großteil  an
Kapital- und Warenströme aus und in die Besatzerstaaten gekoppelt war. Vor
allem aber wird die Unterdrückung der Jugendlichen, die Entmündigung und
Ankettung an die Eltern (oder vielmehr den Vater), sich unter den Taliban
weiter verschärfen. Besuch von Discos, Videospiele oder „westliche“ Musik?
Fehlanzeige. Die Pädagogik, Möglichkeit zur Entfaltung der Persönlichkeit,
das  Kulturangebot  uvm.  werden  unter  der  Herrschaft  der  feudalen
Talibanbande  ihrer  rückwärtsgewandten  Gesellschaftsvorstellung
untergeordnet werden. Die bis dahin zumindest in den Großstädten gängige
Lebensweise, Arbeitsmöglichkeiten auch für Frauen, Menschenrechte, das
Versammlungsrecht  und  die  Meinungsfreiheit  gehören  mit  der
Machtübernahme durch die Taliban in Afghanistan der Vergangenheit an.

3.: War der Abzug der Bundeswehr ein Fehler?

Vor diesem Hintergrund könnte man schnell zu dem Schluss kommen, dass
der  Abzug der  Bundeswehr  und der  NATO-Truppen aus  Afghanistan  ein
Fehler  war.  Dieser  Schein  trügt  jedoch,  da  er  ausblendet,  dass  erst  die
Besatzung Afghanistans durch die Bundeswehr und ihrer Verbündeten ein
verwüstetes  Land  und  zigtausende  zivile  Opfer  hinterlassen  hat.  Die
politischen Verhältnisse in Afghanistan sind nicht zu verstehen, ohne die
nicht enden wollende Kette der Einmischung anderer Staaten zu betrachten.
Angefangen bei der kolonialen Ausbeutung, über die sowjetische Besatzung
und der Finanzierung der Mudschahedin durch die USA, bis hin zur NATO-
Invasion.  Rund  80%  der  Bevölkerung  gelten  heute  als  arbeitslos  oder
unterbeschäftigt,  60%  der  Kinder  leiden  schon  jetzt  an  Hunger  und
Unterernährung [3]. Der von der NATO-Militärkoalition geführte Krieg gegen
Afghanistan  war  von  vornherein  zum Scheitern  verurteilt.  Das  Ziel  war
mitnichten  die  vorgegebene  Demokratisierung  und  der  Export  von
Menschenrechten, sondern hatte vielmehr die Verfolgung geostrategischer



und ökonomischer Interessen zum Ziel. Wie schon im Kolonialismus tarnen
die  Besatzer  ihre  ökonomischen  und  militärischen  Interessen  unter  dem
Deckmantel des Kampfes für „Menschenrechte“ und „zivilisatorische Werte“.
Die Form der Führung dieses ungleichen Krieges und der überstürzte Abzug,
die  bloße  Ausplünderung  des  Landes  und  Verwüstung  dessen,  das
Zurücklassen  der  Ortskräfte  uvm.  zeigen  mehr  als  deutlich  auf,  dass
Interventionen  des  imperialistischen  Westens  keine  Lösung,  sondern  viel
mehr  die  Ursache  des  Problems  sind.  Die  Befreiung  vom  Joch  der
Unterdrückung können nur die unterdrückten Klassen Afghanistans selbst
bewerkstelligen,  in  Kooperation  und  internationaler  Solidarität  mit  den
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  weltweit.  Darüber  reden  wir  in  der
fünften  Frage  noch  genauer.  Schon  jetzt  ist  aber  klar,  dass  wir  auch
weiterhin  fest  gegen  alle  imperialistischen  Auslandseinsätze  und
Waffenexporte  stehen!

Was bedeutet die Herrschaft der Taliban? Sollten wir sie gegen4.
den Imperialismus unterstützen?

Den  Taliban  schwebt  die  Errichtung  eines  theokratischen  Gottesstaates,
eines afghanischen Kalifats vor. Die Herrschaft der Taliban bedeutet in erster
Linie eine Verschlechterung der Lebens-  und Arbeitsbedingungen für die
breiten Massen, die Einschränkung demokratischer Rechte, Rücknahme von
Frauenrechten,  die  Verbannung  von  Frauen  aus  der  Öffentlichkeit  und
Verdrängung in die Reproduktionssphäre, die verschärfte Unterdrückung von
Frauen,  LGBTQIA+-Menschen,  Jugendlichen und nationaler  Minderheiten.
Mädchenschulen  werden  voraussichtlich  dichtgemacht,  Frauen  von  der
Teilhabe  an  Bildung  nach  und  nach  ausgeschlossen  und  ihnen  wird
vermutlich  auch  wieder  verboten  werden,  die  eigene  Wohnung  ohne
männliche Begleitung zu verlassen. Die Verfolgung politischer Gegner, von
Journalist_Innen und Menschenrechtsaktivist_Innen, Folter und Mord werden
künftig  zum  repressiven  Alltag  der  Afghan_Innen  gehören.  Durch  die
Sanktionen und die zu erwartende, weitestgehende Isolation Afghanistans
wird sich die ohnehin schon miserable Versorgungslage für weite Teile der
Bevölkerung aller Voraussicht nach massiv verschlechtern.

Alleine  aus  den  bereits  genannten  Gründen  wird  klar,  warum  eine



Unterstützung  der  Taliban  gegen  den  Imperialismus  im  Sinne  der
antiimperialistischen Einheitsfront für uns ausgeschlossen ist. Hinzu kommt,
dass alle Linken, SozialistInnen, MarxistInnen, AnarchistInnen usw. sich in
Afghanistan  fortan  in  der  Illegalität  organisieren  müssen  und  von  der
verschärften  Unterdrückung  unter  der  Talibanherrschaft  nicht  verschont
bleiben.  Der  Versuch,  eine  kommunistische  Jugendorganisation  und  eine
unabhängige  Arbeiter_Innenpartei  mit  revolutionärem  Programm
aufzubauen, würde also zweifelsohne durch die Taliban mit  allen Mitteln
bekämpft werden, ein solcher Aufbau kann bestenfalls unter dem Vorzeichen
der Illegalität stattfinden.

Weiterhin  stehen  die  Taliban  nicht  für  die  Unabhängigkeit  vom
Imperialismus,  sondern es  zeigt  sich viel  mehr,  dass  diese offen für  die
Kooperation  mit  dem  russischen,  vor  allem  aber  mit  dem  chinesischen
Imperialismus sind. Dies zeigt sich nicht zuletzt auch in den anhaltenden
diplomatischen  Treffen  der  Taliban  mit  Vertreter_Innen  Russlands  und
Chinas und der öffentlich verlautbarten Bereitschaft zur Anerkennung der
Herrschaft der Taliban. Die Taliban werden versuchen, die Isolation durch
den westlichen Imperialismus zu durchbrechen, indem diese sich zumindest
die Gunst des russischen und chinesischen Imperialismus sichern wollen.
Russland und China werden die Einladung, das durch den Abzug der NATO
hinterlassene Machtvakuum in Afghanistan zu füllen, dankend annehmen.
Schließlich  verfolgen  beide  Staaten  ihre  eigenen  geostrategischen  und
ökonomischen Interessen. Nicht zuletzt steht auch Pakistan weiterhin mehr
oder weniger offen an der Seite der Taliban. Es gibt Berichte, wonach die
Eroberung der bis zuletzt Widerstand leistenden Provinz des Pandschir-Tals
durch die Taliban durch Angriffe der Luftwaffe Pakistans unterstützt wurde.
Dass insbesondere der pakistanische Geheimdienst beste Verbindungen zu
den Taliban unterhält und diese seit jeher finanziert und aufgebaut hat, ist
kein Geheimnis. Hieran wird deutlich, dass auch Pakistan bei dem Kampf um
die Neuordnung Afghanistans versucht, seinen Einfluss als Regionalmacht
geltend zu machen. Für uns stellt sich daher gar nicht die Frage, ob wir die
Taliban  im  Kampf  gegen  den  Imperialismus  unterstützen.  In  diesem
Stellvertreterkonflikt zwischen den imperialistischen Blöcken kann die einzig
richtige  Position  nur  die  Parteinahme  für  die  Unabhängigkeit  vom



Imperialismus,  für den Aufbau einer internationalen,  antiimperialistischen
Bewegung und für die Befreiung aller  Unterdrückten und Ausgebeuteten
sein. Der Kampf gegen den Imperialismus kann also nicht mit den Taliban,
sondern nur gegen diese erfolgreich geführt werden.

5. Was können wir hier vor Ort tun?

Für uns als revolutionäre Marxist_Innen ist klar, dass der Kampf gegen die
Herrschaft der Taliban, der Kampf für demokratische Rechte und soziale
Verbesserungen mit dem Kampf gegen den Imperialismus verknüpft werden
muss. Weiterhin darf der Kampf für demokratische Rechte auch nicht vom
Ziel der sozialistischen Revolution getrennt gesehen werden. Vielmehr kann
eine  solche Vorstellung von einer  „demokratischen Etappe“  als  strikt  zu
trennende Vorbedingung für die soziale Revolution nur den Besitzenden in
Afghanistan  und  dem  Imperialismus  in  die  Hände  spielen.  Stattdessen
müssen die Unterdrückten selbst die Macht ergreifen und die Erkämpfung
demokratischer Rechte mit der Errichtung einer sozialistischen Räterepbulik
verbinden – nicht nur in Afghanistan, sondern auch darüber hinaus.

In  Afghanistan  selbst  müssen  Revolutionär_Innen  aktuell  vor  allem  ums
Überleben kämpfen und sich in der Illegalität organisieren. Es bedarf des
Aufbaus von demokratisch kontrollierten Selbstverteidigungskomitees und
einer  im  Untergrund  gedruckten  revolutionären  Presse.  Diese  muss  das
afghanische Proletariat zu politischen Streiks gegen die Taliban-Regierung
und zur Gründung von Betriebs-, Gemeinde- Soldatenräten aufrufen. Dabei
gilt es auch die afghanische Exilbevölkerung, die Teil des Proletariats der
umliegenden  Länder  ist,  zu  organisieren  und  in  diesen  Ländern  mit
Demonstrationen  und  Streiks  für  offene  Grenzen  und  gegen  jegliche
militärische,  wirtschaftliche  und  politische  Unterstützung  der  Taliban-
Regierung  zu  kämpfen.

Auch hier in Europa gilt es jetzt vor allem, politischen Druck aufzubauen und
internationale Solidarität zu organisieren. Die Luftbrücke-Demonstrationen
waren ein  guter  Ansatz,  um die  NATO-Mitgliedsstaaten in  die  Pflicht  zu
nehmen, unbürokratisch afghanische Geflüchtete aufzunehmen. Doch dabei
allein darf es nicht bleiben. Wir Jugendlichen müssen gemeinsam mit der



Arbeiter_Innenklasse eine internationale Bewegung aufbauen, welche nicht
nur  für  legale  Fluchtwege  kämpft,  sondern  auch  für  die  dezentrale
Unterbringung,  die  Versorgung mit  Arbeitsplätzen und Wohnungen,  volle
StaatsbürgerInnenrechte  und  offene  Grenzen  für  alle,  einen  Stopp  von
Waffenexporten und aller Auslandseinsätze fordert. In Deutschland fällt uns
dabei insbesondere die Aufgabe zu, Widerstand zu organisieren gegen die
Beziehungen  zwischen  dem  deutschen  Kapital  und  den  die  Taliban
unterstützenden  Kräften  wie  Pakistan,  das  zu  den  fünf  größten
Handelspartnern  des  deutschen  Imperialismus  gehört.  Ebenso  wäre  es
denkbar, dass eine entstehende unabhängige Widerstandsbewegung von der
deutschen  und  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  Waffen  oder  andere
materielle Unterstützung erhält.

Am  Ende  müssen  wir  uns  revolutionär  organisieren,  eine  internationale
kommunistische Jugendorganisation und eine neue revolutionär-marxistische
Internationale aufbauen, um den Imperialismus und Kapitalismus, aber mit
diesen auch jede Form reaktionär-theokratischer Herrschaft hinwegzufegen.

Gegen  den  Entzug  des
Parteistatus – Solidarität mit der
DKP!
Am
8.7.21 entschied der Bundeswahlausschuss, die Deutsche Kommunistische
Partei (DKP) nicht zur Bundestagswahl zuzulassen. Wir kritisieren diesen
Angriff auf die DKP und die gesamte Linke aufs Schärfste!

Begründet
wurde diese Entscheidung damit, dass die Partei die Fristen zur Abgabe
eines Rechenschaftsberichtes nicht eingehalten habe. Ein
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Rechenschaftsbericht enthält die gesamte Buchführung einer Partei, also
auch inklusive aller kleinen Kreisorganisationen und Bezirksverbände.
Für kleine Parteien, die keinen riesigen Apparat mit hauptberuflichen
Funktionär_innen haben, ist die Erstellung dieses Berichtes, der noch
dazu von einem_einer Wirtschaftsprüfer_in testiert werden muss, ein
großes Stück Arbeit, das lange dauert. Während die Nebeneinkünften von
bürgerlichen Spitzenpolitiker_innen kein Thema sind, wird einer linken
Kleinstpartei versucht daraus ein Strick zu drehen.

Angriffe
auf linke Parteien haben in Deutschland eine lange und schmutzige
Tradition, ob durch gesetzliche Verbote oder hinterhältige Tricks.
Während sich faschistische Parteien wie die NPD oder der „Dritte Weg“
für die Wahl aufstellen dürfen, wird die DKP drangsaliert und soll ins
finanzielle Ruin getrieben werden. Dabei müssen wir den Entzug des
Parteienstatus der DKP im Kontext vermehrter Angriffe von Staat und
Repressionsorganen auf die linke Bewegung insgesamt betrachten. So wurde
versucht linken Vereinen wie Attac oder dem VVN bda (Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschisten) die
Gemeinnützigkeit zu entziehen. Jugendclubs, die linken Organisationen
und Antifa-Gruppen Räumlichkeiten bieten, soll die öffentliche Förderung
entzogen werden. Die Finanzierung außerschulischer politischer Bildung
soll an die faschismusrelativierende Hufeisentheorie und ein Bekenntnis
zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung geknüpft werden. Linke
Gruppen werden durch den Verfassungsschutz überwacht, selbstorganisierte
Freiräume wie die Liebig34 oder Rigaer94 werden geräumt. Neue Polizei-
und Versammlungsgesetze sollen zudem die Handlungsspielräume
einschränken, sich dagegen zu wehren.

Wir
sind solidarisch mit der DKP! Getroffen hat es sie, aber gemeint sind
alle linken Organisationen, Vereine und Strukturen. Wir begrüßen die
Entscheidung der DKP vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die
Entscheidung des Bundeswahlausschusses zu klagen. Gleichzeitig haben wir
kein Vertrauen in den bürgerlichen Staat und seine Institutionen und



müssen den Kampf gegen Repressionen und die rechtsäugig blinde Justiz
auch auf der Straße organisieren. Dafür fordern wir auch ihrem Anspruch
nach linke Parteien wie SPD und Linkspartei, sowie den Deutschen
Gewerkschaftsbund zur Solidarität mit der DKP auf.

Kein  LNG-Terminal  in
Brunsbüttel!
Against  Gas,  Fracking&  Colonialism:  Revolution  unterstützt  den  Global
Action Day am 30.7.21! Auf gehts zu Ende Glände nach Brunsbüttel!

An dieser  Stelle  spiegeln  wir  einen  Artikel,  der  zuerst  von  der  Gruppe
Arbeiter_innenmacht auf https://arbeiterinnenmacht.de/ veröffentlicht wurde.

Zum Wechsel vom Juli auf den August ruft Ende Gelände (EG) zu
Massenaktionen in Brunsbüttel auf. Der Protest richtet sich gegen ein
LNG-Terminal, welches sich im Planfeststellungsverfahren befindet.
Darüber hinaus richtet sich die Aktion allgemein gegen fossile Gase als
vermeintlich grüne Alternative zu Kohle und Erdöl. Am 31. Juli wird zu
einer Demonstration unter dem Motto  „Sauberes Gas? Dreckige Lüge! LNG
Terminal Brunsbüttel versenken!“ in Brunsbüttel aufgerufen.

Gas und globale Konkurrenz
Mit dem Ort an der Elbmündung und dem westlichen Ende des
Nord-Ostseekanals, den täglich hunderte Schiffe aus aller Welt
passieren, ist nicht nur der Wunschstandort für das LNG-Terminal (LNG =
Liquified Natural Gas; verflüssigtes Naturgas) von der Energiewirtschaft
strategisch günstig ausgesucht, sondern als Ort des Protestes auch für
Ende Gelände eine politisch interessante Wahl. Schließlich macht EG zu
Recht auf die globale Dimension des LNG-Terminals aufmerksam.
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Diese wird nicht nur angesichts der Ausbeutung halbkolonialer Länder
zur Förderung von Öl und Gas deutlich, sondern auch, wenn wir unseren
Blick zunächst auf die Ostsee richten. Hier wird mit Nord-Stream 2 eine
weitere Erdgaspipeline die direkten Lieferkapazitäten von Russland nach
Deutschland und Zentraleuropa ausweiten, ganz ohne dabei die aus Sicht
des russischen Imperialismus politisch unliebsamen Gebiete der Ukraine
oder Polens zu passieren. Aber die Dimension ist freilich größer. Der
scharfe Kurs, die Sanktionsdrohungen der Trump-Regierung gegen
Nord-Stream 2 und daran Beteiligte war ein offener Ausdruck der globalen
Konkurrenz der USA gegenüber Russland. Denn: Die USA sind mittlerweile
Weltmeister in der Erdgasförderung dank dem besonders umweltschädlichen
Fracking-Verfahren. Dass rund die Hälfte des Erdgases für Deutschland
aus Russland kommt, störte den Trump-US-Imperialismus. Problem: Von den
USA nach Europa kann Gas nur per Schiff, energieaufwändig und teuer,
transportiert werden, und es braucht einen speziellen Hafen dafür – ein
LNG-Terminal. Der Druck der USA ging  dann letztlich auch so weit, dass
Bundesfinanzminister Scholz gar eine Milliarde Euro Förderung für ein
Terminal zusicherte, solange Nord-Stream 2 weitergebaut werden dürfe.

Die Abwahl Trumps und die Neuausrichtung der US-Außenpolitik unter
Joe Biden sorgte im Mai dann zu einem Absehen von weiteren
Sanktionsdrohungen – aus Interesse an einem besseren Verhältnis zu den
europäischen PartnerInnen, wie es hieß. Trotzdem hat die kleine Krise
bewiesen, dass die deutsche Energieversorgung, die im Falle von Erdöl
und -gas absolut importabhängig ist, zusehends schneller mal zwischen
die Fronten der Weltpolitik und der Konkurrenz zwischen Erdgas
exportierenden Staaten geraten kann. Während andere europäische Staaten,
wie zum Beispiel die Niederlande oder Frankreich, über eigene Kais für
Flüssiggastanker verfügen, fehlen solche in der deutschen
Energielandschaft.

Brückentechnologie?
Der Ausbau der Erdgasinfrastruktur, die im Falle Brunsbüttels
übrigens unter Beteiligung der deutschen Oiltanking GmbH und zweier



niederländischer Energiekonzerne in einem Joint Venture betrieben wird –
die internationalen Wirtschaftsinteressen lassen weiter grüßen – wird
aber nicht nur aus weltpolitischen Interessen heraus vorangetrieben. Vor
allem stellen Energiekonzerne und Politik ihn als unumgänglichen
Meilenstein auf dem Weg zur fossilfreien Energieerzeugung dar. Begründet
wird dies mit derzeit unzureichenden erneuerbaren Energien und der
vermeintlich besseren Umweltbilanz von Erdgas. Im Verbrennungsprozess
mag dies stimmen, da bei dem Hauptbestandteil Methan (CH4) auf vier
Wasserstoffatome nur ein Kohlenstoffatom kommt, ergo weniger
Kohlendioxid emittiert wird. Jedoch weisen Studien auch darauf hin, dass
im Förderungs- und Transportprozess des Erdgases zu einem gewissen
Prozentsatz Methan frei wird und in die Atmosphäre gelangt, wobei dieses
selbst zu den Treibhausgasen gehört und auf kurze Sicht (Stichwort 1,5
Grad-Ziel usw.) bei gleicher Menge um ein Vielfaches schädlicher wirkt
als CO2. Unterm Strich bleibt also, in der Verbrennung wie beim
Transport und im Fracking erst recht: Grünes Erdgas ist eine schmutzige
Lüge.

Völlig richtig weist EG außerdem darauf hin, dass der Erdgasausbau
einen negativen Reboundeffekt auf die eigentliche Energiewende hat. Wo
Kapital erst mal investiert ist, soll es sich  auch lohnen. Bis ein
nagelneuer LNG-Hafen abgeschrieben ist und sich das Kapital so weit
verwertet hat, dass ein Weiterbetrieb nicht mehr lohnt, dauert es
Jahrzehnte, die die Energiewende effektiv ausbremsen.

Das was an Erdgas als wirklicher Brücke hin zu einer echten
schnellstmöglichen Energiewende mit stabiler Energieversorgung aus
erneuerbarer Energie und gelöster Speicherproblematik notwendig wäre
(Pipelines, Gasspeicherkavernen), dafür ist die Infrastruktur längst da
und die Versorgung ausreichend. Der Ausbau geschieht somit aus rein
wirtschaftlichen Interessen der Energielobby heraus.

EG und das Programm
Demgegenüber fällt EG ins andere Extrem und fordert den sofortigen
Gasausstieg (wie auch den aus der Kohle). Nimmt man die Forderung beim



Wort, dann kann es durchaus sein, dass es schnell dunkel wird – und im
Winter auch kalt. Wenn wir EG ernst nehmen – und als zentrale, radikale
Kraft in der Umweltbewegung stellt sich die Bewegung selbst dar – nimmt
sie hier zumindest das Risiko eines Blackouts, der einer
fortschrittlichen Lösung der Klimakrise wohl kaum zuträglich sein
dürfte, in Kauf. Oder aber EG meint „sofort“ nicht im engen Sinn des
Wortes. Dann riecht die Forderung aber doch nach einer populistischen
Note, die in ihrer politischen Rezeptur anscheinend jenen Platz
einnimmt, an dem nach so vielen Jahren der Grubenbesetzung und des
Protests längst ein grundsätzliches, konkretes Programm der
antikapitalistischen Energiewende stehen könnte.

Angekommen, dass „schnellstmöglich“ die richtige und ernstzunehmende
Forderung wäre. Was heißt das? Im antikapitalistischen Verständnis:
alles, was Produktivkräfte und Technik so schnell wie möglich hergeben.
Wer aber bestimmt das? Die Frage danach, wer die Energiewende macht,
beantwortet EG regelmäßig mit „Handarbeit“. Das stimmt nicht mal für die
Tage, an denen Gruben besetzt werden und ein bisschen Leistung in
Kohlemeilern runtergefahren werden muss. An allen anderen Tagen bleibt
die Frage unbeantwortet. Das Feld (auf dem demnächst die Gastanks
stehen) wird Regierung und Konzernen überlassen, bei deren Wirken
vielleicht noch ein bisschen die GewerkschaftsbürokratInnen der IG BCE
mitspielen, die sich über Brunsbüttels neue Arbeitsplätze schon ganz
eifrig freuen.

ArbeiterInnenklasse
Und da treffen sich dann auch alle Genannten: von EG über Scholz und
German LNG bis IG BCE. Sie alle betrachten die, die in der Energiewende
Arbeitsplätze mal gewinnen und mal verlieren, als mehr oder minder
passives Objekt. Dabei wären doch die Beschäftigten des Energiesektors
mit ihrem technischen Know-how tatsächlich die Einzigen, die eine
Energiewende schnellstmöglich verwirklichen könnten, fernab von
Kapitalinteressen. Dabei wäre es auch noch möglich, dass  tausende Jobs
entstehen, weniger gearbeitet wird und trotzdem der Lohn gleich bleibt.



Kurz, die ArbeiterInnen in der Energiebranche müssten für einen
demokratischen, von ihnen kontrollierten Notfallplan zur Energiewende –
nicht zuletzt durch EG – gewonnen werden.

Eckpunkte dessen sollten sein:

Für die ökologischen Katastrophen ist die herrschende Klasse
verantwortlich – daher soll sie für die Schäden aufkommen!
Entschädigungslose Enteignung der Energie- und Transportindustrie
unter
ArbeiterInnenkontrolle!  Nein  zum  LNG-Terminal  –  weder  in  der
ökologisch
sensiblen Marsch noch woanders in der BRD!
Für den schnellstmöglichen organisierten Ausstieg aus der
fossilen Energiegewinnung und Einstieg in klimaneutrale Erzeugung
im
Rahmen eines Energieplans unter ArbeiterInnenkontrolle! Für einen
solchen Plan auf europäischer und weltweiter Ebene, der Verkehr,
Industrie, Haushalte, Strom- und Wärmegewinnung integriert!
Für eine Aufteilung der Arbeitszeit auf alle – für die
30-Stundenwoche bei vollem Lohn- und Personalausgleich! Für ein
öffentliches Programm gesellschaftlich nützlicher Arbeiten und
dementsprechende Umschulung bei einer Bezahlung, die mindestens
dem
bisherigen Entgelt entspricht!
Weg mit dem Emissionsrechtehandel und der Subventionierung von
„regenerativer Energie“! Den „blind“ wirkenden Marktmechanismen
setzen
wir das bewusste, planmäßige Eingreifen in die Produktion entgegen.
Für
die Förderung von Energie und Ressourcen sparenden Techniken,
bezahlt
vom Kapital!
Für ein globales Programm zur Wiederaufforstung von Wäldern, der
Renaturierung von Mooren und zum Schutz  des  Bodens  und der



Meere als
CO2-Senken!  Entschäd igungs lose  Ente ignung  von
LandbesitzerInnen,
nachhaltige Bewirtschaftung unter Kontrolle der ArbeiterInnen und
Bauern/Bäuerinnen!
Für Forschung nach neuen Energien und zur Lösung der
Speicherproblematik  der  erneuerbaren  Energien  (Power  to  Gas)
unter
ArbeiterInnenkontrolle und auf Kosten der Energiekonzerne!
Gegen die Spaltung zwischen Umweltbewegung und Beschäftigten in
umweltgefährdenden Betrieben! Umschulung und neue Arbeitsplätze
zu
gleichen  Löhnen  und  Arbeitsbedingungen!  Gegen  prekäre
Beschäftigung  in
der Branche erneuerbarer Energien: gleiche Bedingungen für alle
Beschäftigten in Windkraft-, Solarbetrieben wie für jene in Bergbau,
AKWs und bei den Stromkonzernen!
Wenn die Energiewende schnellstmöglich passieren soll, braucht
es  eigene  Kampfaktionen  der  Beschäftigten!  IG  BCE  und  ver.di:
Brecht mit
den Konzernen, die die Lebensgrundlage der Menschheit zugunsten
des
Profits zerstören! Für den politischen Massenstreik, der ein
ökologisches Sofortprogramm der ArbeiterInnen selbst durchsetzt!

Konjunkturpaket  in  den  USA,
Sozialdemokratische
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Krisenpolitik
Was hat es mit dem Konjunkturpaket auf sich?

Die USA befinden sich in einer der
schlimmsten wirtschaftlichen Krisen ihrer Geschichte. Die Krise, die
mittlerweile weltweit zu einer dreifachen Krise, einer Krise des
Gesundheitssystems, einer ökologischen und einer Wirtschaftskrise
herangewachsen ist verlangt nach neuen Maßnahmen das System zu
erhalten.

Die Trumpsche Krisenpolitik, die die
USA zu einem Steuerparadies gemacht haben und so Investitionen in den
USA und die industrielle Produktion ankurbeln sollten zeigen nur
ungenügende Erfolge. Die neoliberale Krisenpolitik, unter deren
Agenda das System der sozialen Absicherung und der öffentlichen
Infrastruktur immer weiter untergraben wurden, haben den
US-Imperialismus nicht ausreichend stabilisieren können.
Wirtschaftlich und militärisch werden die USA global vom
imperialistischen Konkurrenten China unter Volldampf eingeholt.
Während sich die chinesische Wirtschaft rasant von den Folgen von
Corona erholen kann, kämpfen alle anderen (imperialistischen)
Staaten mit den Folgen des Rückgangs und der teilweisen Einstellung
von Produktion und Einzelhandel.

Nach seinem knappen Wahlerfolg muss
Biden liefern, sicher wird er gerade jetzt an den Erfolgen im Kampf
gegen den Corona Virus und am Plan zum Wiederaufbau der USA gemessen.
Dass er diese Erfolge nicht mit der Fortsetzung der Sparpolitik
erringen wird ist offensichtlich. Die Notwendigkeit ein
Infrastrukturprogramm auf den Weg zu bringen, das in der Lage dazu
ist, den US-Kapitalismus wieder in die Position der hegemonialen
Weltmacht zu bringen ist gegeben.

Trotz aller positiver Maßnahmen, die
das Konjunkturpaket beinhaltet und der sicherlich positiven
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Auswirkungen auf einen großen Teil des US-Proletariats, insofern er
zumindest einige der Versprechungen einhält, sollten nicht darüber
hinwegtäuschen, dass auch dieses Konjunkturpaket in Erster Linie dem
Erhalt der wirtschaftlichen, politischen und militärischen Dominanz
der USA auf globaler Ebene dient.

Was beinhaltet das Konjunkturpaket?

„Built Back Better“, unter diesem
Slogan trat Biden zur Wahl an. Was aber bedeuten die drei B´s genau?
Das aus dem links populistischen Lager übernommene Konzept möchte
eine Stärkung der Wirtschaft unter den Maßgaben sozialer
Gerechtigkeit und ökologischer Verträglichkeit erreichen. Die
Modernisierung der Infrastruktur und Investitionen, beispielsweise in
grüne Verkehrsinitiativen sollen gut bezahlte Arbeitsplätze
schaffen, gleichzeitig sollen langfristig amerikanische Gewerbe
gestärkt werden.

Die Nähe zu Trumps „make America
great again“ Politik, verdeutlicht sich an Bidens Slogan „buy
american“. Biden setzt dabei aber auf multilaterale
Wirtschaftsabkommen und einen „weicheren“ Protektionismus.

Der American Rescue Plan Act of 2021
ist das größte Konjunkturpaket der Geschichte der USA. Die
Investitionen sollen sich insgesamt auf 1,9 Billionen Dollar
belaufen, mehr als das jährliche Brutto Inlands Produkt von
Brasilien (Platz neun im weltweiten Vergleich).

Unter anderem sollen 1400 Dollar
ausgezahlt werden, an alle Amerikaner_Innen mit einem Einkommen von
unter 80.000 Dollar im Jahr. Es sollen befristete Arbeitslosenhilfen,
bis September, ausgezahlt werden, zusätzlich zu den Zahlungen
lokaler Behörden. Darüber hinaus soll eine Art Kindergeld
eingeführt werden.

Langfristige Maßnahmen, wie die



Einführung eines Flächendeckenden existenzsichernden Mindestlohns,
wurden nicht aufgenommen. Die versprochenen 15 Dollar Mindestlohn
sollen nur in Betrieben ausgezahlt werden, die im Staatsauftrag
arbeiten. Der aktuelle Mindestlohn in den USA beträgt 6,35€ (man
bedenke fehlende soziale Absicherung, Krankenversicherungen etc.) Die
sozialen Maßnahmen, wie die Arbeitslosenhilfe sollen befristet
bleiben.

Investitionen sollen unter andrem in
die Modernisierung von rund 32.000 km Straße, die Sanierung von
10.000 Brücken, die Modernisierung von Flughäfen, Häfen und in den
Bau einer halben Millionen Ladestationen für E-Autos gesteckt
werden. Der Nahverkehr soll durch Investitionen von bis zu 25 Mrd.
Dollar emissionsfrei werden. Unter anderem sollen diese Maßnahmen
aus der Erhöhung der Unternehmenssteuer (Steuer auf
Unternehmensgewinne) auf 28 % (Trump hatte sie von 35% von auf 21%
abgesenkt) und die Erhöhung der Kapitalertragssteuer (Steuer auf
Zinserträge und Aktiengewinne) finanziert werden.

Allein die Ankündigung seines
Investitionsprogramms hatte Prognosen von bis zu 7%
Wirtschaftswachstum in den USA in 2021 zur Folge. Der
überschwängliche Optimismus deutet auf die wahren Ziele des
Konjunkturpakets hin: nicht den Arbeiter_Innen soll geholfen, sondern
die Wirtschaft stabilisiert werden.

Bidens Programm soll über
Steuererleichterung Anreize für Unternehmen schaffen, die in die USA
investieren. Gleichzeitig sollen Strafsteuern Unternehmen abhalten,
Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern. Es sollen ca. 1. Mio. neue
Arbeitsplätze in der Automobilindustrie geschaffen werden.
Pharmazeutische Güter und Schutzausrüstung sollen in den USA,
unabhängig von Internationalen Lieferketten hergestellt werden. Der
Kern des Pakets verbleibt, bei allem Euphemismus, in der
Standort-nationalistischen „make America great again“ Logik. Es
bleibt eine sozialliberale Mogelpackung mit grünem Anstrich.



Wohlwollende Sozialpolitik oder Notwendige Beschwichtigungsversuche?

So gut sich die Investitionen und die
kurzfristigen Zahlungen auch anhören mögen, eine substantielle
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den USA wird auch dieses große
Konjunkturprogramm nicht herbeizaubern. Hierfür braucht es eine
schlagkräftige Kampagne der Gewerkschaften und der Unterdrückten,
eine Bewegung, die sich für den Ausbau der Arbeiter_Innenrechte
einsetzt. Das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung, ein Recht
auf Tarifverträge für alle Beschäftigten wären die Grundlage für
eine erfolgreiche Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in
den USA, um die Schwächen des Reformprogramms aufzuzeigen.

Eine kurzfristige Geldschwämme wird
die tiefen strukturellen sozialen Probleme der USA nicht lösen. Die
Spannungen traten im letzten Jahr vermehrt zutage. Spontane
Massenaktionen bis hin zu militanter Selbstverteidigung, wie im Zuge
der Black Lives Matter Proteste, sind ein Ausdruck dieser Spannungen.
Nicht nur der strukturelle Rassismus, sondern auch die
Lebenssituation prekär beschäftigter US-Amerikaner_Innen führen
nicht nur zu spontaner Radikalität, sondern ebenso zur Notwendigkeit
des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei.

Diese Bewegung muss eine
flächendeckende kostenlose Gesundheitsversorgung fordern, Maßnahmen
gegen die rasant anwachsende Wohnungslosigkeit ergreifen und sich
entschlossen gegen Abschiebungen und für die Aufnahme aller
Geflüchteten positionieren, die in den USA leben wollen. So kann die
Regierung Bidens enttarnt werden, als Regierung des Kapitals. Jede
Form der sozialen Befriedung verschleiert den Gegensatz der
Interessen der reichsten und der prekär beschäftigten
Amerikaner_Innen, deshalb muss sie im Kern kritisiert werden, während
eigene Lösungsansätze präsentiert werden. Die umfassenden
Maßnahmen werden nicht von der Regierung Biden, werden von keiner
Politikerin und keinem Politiker der demokratischen oder der
republikanischen Partei umgesetzt werden. Letztlich kann nur ein



massiver Eingriff in den Reichtum der amerikanischen Bourgeoisie die
sozialen Konflikte beseitigen. Dass die das nicht mit sich machen
lässt und, dass das nicht mit den Republikanern und Demokraten zu
machen ist verdeutlicht die Notwendigkeit des Aufbaus einer
revolutionären Arbeiter_Innenpartei, die es schafft die sozialen
Bewegungen unter sozialistischem Banner zu bündeln und anzuleiten.

Internationale Dimension

Die neuen Schulden müssen finanziert
werden. Gerade Ressourcenkonflikte mit dem imperialistischen
Hauptkonkurrenten China werden perspektivisch zu aggressiven
Auseinandersetzungen führen. Dabei sind die Strafzölle, als eine
Form wirtschaftlicher Kriegsführung, nicht das letzte Instrument im
Repertoire der USA. Gerade im Hinblick auf Konflikte in
halbkolonialen Staaten wird es zunehmende militärische Anfeindungen
geben, die stellvertretend für einen direkten Konflikt zwischen den
USA und China stehen. Bidens antichinesische Rhetorik auf
internationaler Ebene. Mitte letzten Monats bekräftigte Biden die
Sicherheitsgarantie für Japan unter Verweis auf die Möglichkeit des
Einsatzes Atomarer Waffen (näheres zum Konflikt im Ostchinesischen
Meer findet sich auf unserer Homepage).

Allgemein wird sich der Druck auf
Halbkolonien erhöhen. Deren Verschuldung wird weiter vorangetrieben
werden, die eh schon dürftigen Hilfszahlungen werden wahrscheinlich
reduziert. Die rassistische Einwanderungspolitik der USA wird
weiterhin Millionen Menschen die Perspektive auf ein zumindest
halbwegs sicheres Leben verwehren.

Möglicherweise wird dieses
Konjunkturprogramm andere imperialistische Länder oder Blöcke in
Zugzwang bringen, deren Wirtschaft über kurzfristige
Schuldenfinanzierung zu stabilisieren. Dabei müssen wir den
Charakter dieser Programme stets offenlegen. Nicht die Wirtschaft und
nicht die individuellen Kapitalist_Innen müssen gerettet werden.



Nein! Deren Kapital muss genutzt werden die vielen Krisen, des
Gesundheitssystems, der Umwelt und die vielfältigen sozialen Krisen
abzuwenden!

Deutsche  Wohnen  &  Co
Enteignen:  Perspektiven  &
Grenzen des Volksbegehrens
Von Sani Meier

Als im
April diesen Jahres der Berliner Mietendeckel vom
Bundesverfassungsgericht gekippt wurde, hat sich wohl für viele
Berliner_Innen die Hoffnung auf bezahlbare Mieten in der Hauptstadt
vorerst erledigt. Das Gesetz der rot-rot-grünen Landesregierung
hatte die Mieten von rund 1,5 Millionen Wohnungen auf dem Stand von
Juni 2019 für die nächsten fünf Jahre eingefroren oder zu hohe
Mieten auf dieses Level abgesenkt. Nachdem CDU&FDP massiv dagegen
geklagt hatten, wurde dieser Beschluss nun vom
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt und
Vermieter_Innen können die Mieten nun wieder ungestört erhöhen.
Die Mietdifferenzen der vergangenen Monate werden dann auch gleich in
Form von Mietrückzahlungen von ihren Mieter_Innen gefordert. Dass im
selben Zeitraum ein großer Teil der Bevölkerung durch die
Corona-Krise in Kurzarbeit gehen musste oder gleich den Job verlor
,und somit gar nicht in der Lage war die Mietdifferenz zur Seite zu
legen, spielt dabei keine Rolle. Gleichzeitig verzeichneten
Immobilienkonzerne wie Deutsche Wohnen nicht einmal Verluste. Dass
hier einmal wieder Staat & Justiz zu Gunsten des Kapitals
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entschieden haben, ist offensichtlich und verschärft die
Auswirkungen der Krise gerade für die Menschen, die sowieso schon am
stärksten von ihr betroffen sind. Wie groß die Wut der Berliner
Mieter_Innen über dieses Urteil ist, zeigte sich daran, dass noch am
selben Tag mehr als 20 000 Menschen dagegen auf die Straße gingen.
Auch hat sich ein weiteres Mal gezeigt, wie gefährlich es ist, auf
den Erfolg einzelner Reformen zu setzen, denn auch wenn der
Kapitalismus durchaus dazu in der Lage ist, zeitweise kleine
Verbesserungen für Arbeiter_Innen zuzulassen, so kann er sie genauso
schnell wieder zurücknehmen.

Die
letzte Hoffnung, auch in Zukunft eine Chance auf bezahlbaren Wohnraum
in der Hauptstadt zu haben, stellt für viele nun die Initiative
„Deutsche Wohnen & Co Enteignen“ dar. Wir wollen sie in
diesem Artikel vorstellen und ihre Perspektiven, aber auch ihre
Grenzen aufzeigen.

Enteignung?
Was ist das überhaupt?

„Deutsche
Wohnen & Co Enteignen“, kurz „DWE“, hat das Ziel, den
Berliner Senat durch einen Volksentscheid dazu zu bringen, ein Gesetz
zu erlassen, welches Wohnungen von privaten Wohnungsgesellschaften
mit mehr als 3000 Wohnungen vergesellschaftet und sie in eine Anstalt
öffentlichen Rechts (AöR) überführt. Konkret würden circa
240.000 Wohnungen von 14 Konzernen enteignet werden. Durch die
Vergesellschaftung soll die Kontrolle über die Stadt dem Markt
entzogen werden und auf die Stadtgesellschaft übertragen werden.
Privates Eigentum wird also in öffentliches Eigentum überführt,
welches dann gemeinwohlorientiert bewirtschaftet und demokratisch
verwaltet werden solle, wobei das im Sinne der bürgerlichen
Demokratie wäre – zum Vergleich: Die Berliner Verkehrsbetriebe
(BVG) sind eine Anstalt des öffentlichen Rechts, trotzdem können
wir da weder über den Fahrpreis bestimmen, geschweige denn über den



Neubau von Straßenbahnstrecken…

Dass
mit der Enteignung klingt auch erstmal utopisch im Kapitalismus. DWE
verweist aber auf Artikel 15 des Grundgesetzes als juristischer
Grundlage für dieses Vorhaben. Darin heißt es nämlich, dass Grund
und Boden „zum Zwecke der Vergesellschaftung“ in „Gemeineigentum
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft“ umgewandelt werden
können. Gleichzeitig heißt es in Artikel 18 der Berliner
Verfassung: „Jeder Mensch hat das Recht auf bezahlbaren Wohnraum.
Das Land fördert die Schaffung und Erhaltung von angemessenem
Wohnraum, insbesondere für Menschen mit geringem Einkommen.“ Eine
angemessene Miete darf übrigens nicht mehr als 30% des Einkommens
betragen- die Realität sieht für die meisten Bewohner_Innen
deutscher Großstädte schon seit Jahren anders aus (im Durchschnitt
beträgt die Miete heute 58% des Einkommens). Deshalb werden nun bis
Ende Juni fleißig Unterschriften gesammelt, denn mindestens 7% aller
Wahlberechtigten in Berlin müssen das Volksbegehren unterzeichnen,
damit es im Berliner Senat zur Debatte steht – Doch wie geht’s
danach weiter?

Mit
Unterschriften Vermieter_Innen den Kampf ansagen?

Dieser
Slogan klingt ein bisschen wie David gegen Goliath und kann es unter
Umständen auch sein. Denn leider setzt das Volksbegehren seine ganze
Hoffnung in ein Gesetzgebungsverfahren, welches eine Mehrheit im
Abgeordnetenhaus benötigt. Letztendlich hängt also alles von der
Gunst von SPD, Grünen und Linkspartei ab. Sollte das nicht gelingen,
gibt es keinen Plan B zur Vergesellschaftung und die Initiative wäre
Geschichte. Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass DWE auch
alternative Strategien diskutiert und ermöglicht, welche die
Initiative weiterführen kann. Dazu zählt vor allem die
Notwendigkeit zum Aufbau einer Massenbewegung aus Mieter_Innen,
Arbeiter_Innen, Jugendlichen und Gewerkschaften. Dass letztere auch



jetzt schon teilweise Unterstützer_Innen von DWE sind, ist eine
optimale Grundlage, um arbeitende Teile der Gesellschaft, unter
anderem durch Streiks, massenhaft in den Wohnungskampf zu
integrieren. Nur durch eine Massenbewegung auf der Straße kann genug
Druck aufgebaut werden, um über die Frage von Wohneigentum selbst
demokratisch entscheiden zu können. Der legale Weg über Petitionen
kann dazu nur der erste Schritt, eine Mobilisierung sein. Darüber
hinaus braucht es Aktionskomitees in den Kiezen, Betrieben, Unis-
aber auch in Schulen, die z.B. auch in der Lage wären einen
Mietboykott zu organisieren. Denn vor allem die Wohnungsfrage
betrifft Jugendliche in besonderem Maße, da sie keinen Zugang zu
alten und günstigen Mietverträgen haben und mit dem Gehalt aus
Ausbildung oder Minijob fast keine Aussicht auf ein Wohnungsangebot
haben. Wer es sich nicht leisten kann ist also gezwungen auf
unbestimmte Zeit im Elternhaus zu bleiben und durch finanzielle
Abhängigkeit nicht in der Lage ein unabhängiges Leben zu beginnen.
Weiterhin muss DWE (Deutsche Wohnen und Co enteignen) breite
Schichten der Arbeiter_Innenklasse aktiv organisieren, um ein
Gegengewicht zur Macht des Kapitals darstellen zu können, denn nur
so kann perspektivisch auch die Frage des politischen Streiks für
bezahlbaren Wohnraum aufgeworfen werden.

Wir
unterstützen trotzdem die Initiative und beteiligen uns aktiv an
ihr, aber werfen auch Forderungen auf, die über sie hinausgehen:

Dazu
zählt  vor  allem  die  entschädigungslose  Enteignung,  welche
momentan
nicht von DWE vorgesehen wird. So sollen die zu enteignenden
Immobilienkonzerne nach der Vergesellschaftung eine
Entschäd igungszah lung  entha l ten ,  we lche  aus  den
vergesellschafteten
Profiten finanziert werden soll. Wir halten es für absurd, dass
milliardenschwere Konzerne letztlich auch noch entschädigt werden



sollen,  nachdem sie jahrzehntelang ihre Mieter_Innen ausgepresst
und
sich an deren existenziellen Nöten bereichert haben.

Stattdessen
sollte sofort leerstehender Wohnraum beschlagnahmt werden und
Menschen mit geringem Einkommen zur Verfügung gestellt werden
oder
für eine dezentrale Unterbringung Geflüchteter und Wohnungsloser
genutzt werden.

Weiterhin
halten wir es nicht für genug, nur 14 Konzerne zu enteignen und
treten für eine Enteignung des gesamten Wohnungsbausektors unter
wirklicher, direkter Kontrolle der Mieter_Innen ein, damit diese
selbst über Wohnraum entscheiden und verfügen können, anstatt
Bitten an die Regierung zu stellen, wie das bei einer AöR passieren
müsste.

Gleichzeitig
fordern wir bis dahin die Wiedereinführung und Ausweitung des
Mietendeckels, natürlich bundesweit und nicht nur in Berlin, und
eine vollständige Streichung aller Mietrückzahlungen und
Mietschulden!
Auch
darf die gesamte Enteignungskampagne nicht nur in Berlin
stattfinden, sondern sollte von DWE auf die ganze Bundesrepublik
ausgeweitet werden, denn nicht nur in Berlin leiden große Teile der
Arbeiter_Innenklasse unter Wohnungsnot und Obdachlosigkeit.

In
diesem Sinne kämpfen wir für eine massenhafte Mieter_Innenbewegung
auf der Straße, in Schulen, Unis und Betrieben – und nicht bloß auf
dem Papier!



Fluchtursache: Klimawandel
Von Emilia Sommer

Spätestens seit dem Beginn von
FridaysForFuture und einer dadurch ausgelösten riesigen
Umweltbewegung sind die Gefahren des Klimawandels in aller Munde.
Während der globale Westen mit Maßnahmen wie Mülltrennung,
Bioprodukten, Plastikvermeidung, der Umstellung des individuellen
Konsums und großen Greenwashing-Kampagnen reagiert, sind die Folgen
der massiven Umweltzerstörung durch Großkonzerne im globalen Süden
schon jetzt spürbar. Durch ausgetrocknete Felder,
(Trink)wasserknappheit und massive Umweltkatastrophen, welche ganze
Landstriche unbewohnbar machten, mussten 2020 schon 26 Millionen
Menschen aufgrund klimatischer Veränderungen flüchten. Bis 2050
sind 200 Millionen Geflüchtete des menschengemachten Klimawandels
prognostiziert. Doch was genau verbindet Flucht, Klima und Rassismus?

Der Kapitalismus ist der Ursprung
dieser Problematiken, denn ein kapitalistisches System handelt
prinzipiell im Interesse der Wirtschaft und des Profits, nicht im
Interesse der Natur oder gar des Menschen. Um den Kapitalismus zu
erhalten, müssen immer mehr Profite generiert werden, um Kapital zu
vermehren, zu investieren und im internationalen Konkurrenzkampf zu
bestehen. Dafür werden nicht nur Arbeiter_Innen, sondern auch die
Natur und deren Ressourcen massiv ausgebeutet. Spätestens seitdem
sich einige kapitalistische Staaten wie unter anderem Deutschland
oder die USA zu imperialistischen Systemen weiterentwickelt haben,
beuten sie nicht nur innerhalb ihrer territorialen Gebiete aus,
sondern weiten dies vor allem auf den globalen Süden aus. Zwar gilt
der Kolonialismus schon seit einiger Zeit offiziell als beendet und
Staaten, die in der Vergangenheit Kolonien waren, sind formal
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unabhängig, doch auch heute noch sind sie vor allem wirtschaftlich
extrem abhängig von imperialistischen Staaten, weswegen wir diese
Halbkolonien nennen.

Viele Imperialist_Innen haben ihre
Warenproduktion in Halbkolonien ausgelagert. Dies führt zum einen
dazu, dass die natürlichen Ressourcen wie Wasser und andere
Naturalien ohne Blick auf mögliche Folgen ausgeschöpft werden,
während die dortige Bevölkerung keinerlei Nutzen davonträgt. Zum
anderen werden vor allem diese halbkolonialen Staaten daran
gehindert, eine eigene Produktion und damit einhergehend eine eigene
Wirtschaft zu stemmen, welche sie unabhängig von
„Entwicklungshilfen“ und Co handlungs- und bestandsfähig machen
würde. Ihnen fehlt es schon jetzt an finanziellen Mitteln, um sich
vor Naturkatastrophen zu schützen und die Folgen derer abzufangen.
Betrachtet man nun Konzerne wie Nestlé, welcher nur eines von vielen
Beispielen ist, der durch Privatisierung des Wassers in vielen
Ländern Afrikas zu massiver Trinkwasserknappheit geführt hat, so
wird schnell klar, dass die Ressourcen der Halbkolonien für die
Versorgung imperialistischer Länder drauf gehen, ohne dass diese
Staaten selbstständig in der Lage sind, ausreichend Lebensgrundlage
für die dort lebende Bevölkerung zu schaffen.

Imperialist_Innen ziehen Nutzen aus den
viel günstigeren Produktionsbedingungen, den nicht-vorhandenen oder
liberaleren Umweltschutzgesetzen und der prekären Situationen der
Menschen vor Ort. Diese sind meist auf extrem unterbezahlte Jobs in
miserablen Arbeitsbedingungen angewiesen, wodurch Kapitalist_Innen
günstiger produzieren können, somit günstiger verkaufen bei
weniger Ausgaben (Löhne der Arbeiter_Innen), mehr Gewinne generieren
und damit dem Konkurrenzkampf standhalten und diesen weiter anfeuern.
Nur 63 Unternehmen verursachen 50 Prozent der weltweiten Emissionen.
Wenige zerstören also mit der Ausbeutung von Mensch und Natur die
Lebensgrundlage vieler. Kleinbäuer_Innen können die
ausgetrockneten Felder nicht mehr ausreichend bestellen, das



Trinkwasser reicht nicht aus und Naturkatastrophen machen immer mehr
Gebiete unbewohnbar, sodass ihnen irgendwann nur noch die Flucht als
letzter Ausweg bleibt.

Nachdem die Imperialist_Innen also
zuerst die Lebensgrundlage vieler Menschen durch ihre rassistische
Ausbeutung zerstört haben, reagiert die EU mit einer immer stärkeren
Abschottungspolitik an ihren Außengrenzen und geht für ihren Profit
buchstäblich über Leichen. Bereits in den ersten vier Monaten
dieses Jahres sind schätzungsweise 600 Menschen im Mittelmeer durch
unterlassene Seenotrettung ertrunken. Der Klimawandel und die damit
verbundene Notwendigkeit der Flucht können nicht innerhalb des
kapitalistischen Systems beendet werden, denn der Kapitalismus fußt
auf dem Konzept des freien Marktes, der Profitmaximierung und dem
oben genannte Konkurrenzkampf. Ohne all dies könnte er sich nicht
erhalten. Er muss also überwunden werden, um die Klimakatastrophe
abzuwenden und Fluchtursachen effektiv zu bekämpfen. Deshalb ist es
wichtig, die globalen Kämpfe gegen Umweltzerstörung, Krieg,
Abschiebung, Rassismus und Kapitalismus zu verbinden, denn so
unterschiedlich sie auch scheinen, sie alle haben ihren Ursprung im
kapitalistischen System. Doch dieser wird sich nicht von allein
überwinden, es braucht eine starke antikapitalistische Bewegung der
Arbeiter_Innen und der Jugend mit folgenden Forderungen:

Staatliche Investition in
umweltfreundliche Technologien, Recycling und CO2-Neutralität,
kontrolliert durch Selbstorganisationen der Arbeiter_Innenklasse wie
Räte oder Gewerkschaften! Die Ziele des Pariser Klimaabkommens
sind
nicht ausreichend, sollten aber mindestens eingehalten werden!

Bezahlung aller Kosten für diese
Maßnahmen durch Besteuerung der Kapitalist_Innen und Reichen!
Internationale Organisierung des
Widerstands gegen die Umwelt- und Geflüchtetenpolitik der



kapitalistischen Regierungen!
Fluchtursachen bekämpfen! Schluss
mit  der  Ausbeutung  von  Halbkolonien!  Imperialistische  Staaten
sollen
für die Schäden bezahlen, die sie verursachen!
Offene Grenzen,
Staatsbürger_Innenrechte für alle und sichere Fluchtrouten
überall. Flucht ist kein Verbrechen!

Bundestagswahl:  Der  deutsche
Imperialismus  und  seine
Parteien
Von Romina Summ

Der
Druck auf den deutschen Imperialismus wächst. Die Weltwirtschaft
steckt seit 2008 in einer kapitalistischen Krise, die nunmehr durch
die Pandemie extrem verschärft wurde. Hinzu kamen in der Ära Merkel
die Schuldenkrise, Schwäche der EU, Migrationsfrage, Kampf um die
Neuaufteilung der Welt und Umweltfrage. Diese strukturellen Probleme
sind miteinander verwoben, kombiniert und komplex aber vor allem
ungelöst. Jahrelang hat Angela Merkel mit der CDU in verschieden
Koalitionen die Krise gemanagt. Dieses Krisenmanagement ist jedoch
selbst in die Krise geraten. Die Bourgeoisie benötigt eine neue
Strategie, um die strukturellen Herausforderungen des deutschen
Imperialismus meistern zu können und um als Macht mithalten zu
können.

Die
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unterschiedlichen Strategien zur Lösung der Krise des deutschen
Kapitals wird bei der kommenden Bundestagswahl eine entscheidende
Rolle spielen. Wir haben uns die Positionen der einzelnen Parteien
genauer angeschaut. Welche Vorschläge haben sie, um die Krise
abzuwenden und vor allem zu wessen Lasten gehen sie? Im Raum stehen
momentan eine Schwarz-Grüne bzw. Grün-Schwarze Koalition oder eine
Ampel-Koalition (Grüne, SPD, FDP). Eine Regierung aus Grüne, SPD
und Linke scheint unwahrscheinlich und die Grünen wenden sich davon
zunehmend ab.

Die
bürgerlichen Parteien

Die
Grünen

Die
Grünen sind momentan im Umfragehoch und wahrscheinlich führt in der
nächsten Regierung kein Weg an ihnen vorbei. Vieles spielt ihnen in
die Karten: Ein gesellschaftliches Bewusstsein zur Klimafrage und die
Krise der Union sowie der SPD, als auch die Stagnation von Linke und
FDP.

Die
Grünen bieten mit dem Green New Deal im Gegensatz zur CDU / CSU den
deutsche Kapitalist_Innen eine klare Strategie an, hinter der die
Partei geschlossen steht, wie sie überhaupt als einzige Partei einen
in sich geschlossenen Weg aus der Krise vorschlägt. Das Programm
spricht vor allem städtische Mittelschichten und liberale
Angestellte an, aber auch Jugendliche aus FFF sowie gut gestellte
Teile der Arbeiter_Innenklasse. Die Grünen wollen einen
„nachhaltigen Strukturwandel“, mit dem sie den Industriestandort
und die EU stärken wollen, sowie (mehr oder weniger) grüne
Technologien mit staatlichen Investitionen ausbauen wollen, betroffen
sind vor allem die zentralen Wirtschaftssektoren, Metall- und
Elektroindustrie. Letztlich geht es den Grünen dabei darum, die



deutsche Exportindustrie hinsichtlich der Green Technologies auf
einen Spitzenplatz in der Weltkonkurrenz zu heben und so im Wettlauf
mit China und den USA um die Neuaufteilung der Welt mitzuhalten, was
ohne die EU nicht geht. Dass ein kapitalistisches System niemals
nachhaltig sein kann, weil es dazu gezwungen ist, die Produktion
immer weiter auszuweiten, kommt bei den Ideen der Grünen natürlich
nicht vor.

Dass
bei den Grünen die wirtschaftlichen Interessen vor den sozialen
stehen, geben sie offen zu. So heißt es in ihrem Programm, dass die
Wirtschaftskraft zentral für den gesellschaftlichen Wohlstand ist.
Dabei sehen sie die tatsächliche Ursache von Jobverlust und
Wirtschaftskrisen nicht in der kapitalistischen Produktionsweise.
Dass soziale Programme bei ihnen hintenanstehen und nur durch eine
starke Wirtschaft möglich sind, betonen sie auch in ihrem
Wahlprogramm: „Wir können nicht versprechen, dass nach Corona
jedes unserer Projekte noch finanzierbar ist.“ Sie nehmen die Krise
als Vorwand, um eine grüne Transformation, welche im Sinne der
deutschen Bourgeoisie ist, durchzusetzen und auf den Rücken der
Arbeitenden und sozial Schwachen auszutragen.

Die
humanitäre und progressive Rhetorik der Grünen verschleiert, dass
sie im Interesse des deutschen Imperialismus handelt. Sie verbreiten
die Illusion, dass vom Green New Deal alle Klassen und Länder
profitieren würden, dahinter machen sie aber eine eindeutige und
verlässliche Politik für die deutsche Konzerne, solange diese
zumindest einen umweltfreundlichen Anschein haben. Dass Baerbock bei
den Verschmähungen gegen die revolutionäre 1.Mai-Demo mitgemacht
hat, ohne ein Wort über den offensichtlich beabsichtigten Angriff
der Polizei auf unser Demonstrationsrecht zu verlieren, zeigt
zweifellos, dass sie auch zu einer Law-And-Order-Politik gegen linken
Protest bereit ist. Das macht die Grünen zu einem perfekten
Koalitionspartner für die CDU, wie es in Hessen und



Baden-Württemberg auch schon jahrelang erprobt ist.

Junge
Menschen und die arbeitenden Massen können sich nicht viel von den
Grünen versprechen. Investitionen wird es für die Umsetzung der
grünen Transformation geben. Die Umwelt wird damit nicht gerettet,
noch weniger werden wir mehr Löhne oder eine bessere
Gesundheitsversorgung erwarten können. Profitieren werden die
Kapitalist_innen, die E-Autos herstellen.

CDU/CSU

Die
CDU als klassische Hauptpartei der deutschen Bourgeoisie verliert
immer mehr Stimmen. Die inkompetente Regierungspolitik der Union
bildet eine unmittelbare Ursache ihrer Wahlniederlage bei den
diesjährigen Landtagswahlen ab. In ihrer Corona-Politik stehen
Gesundheitsschutz der Allgemeinheit und Profitinteressen der
Wirtschaft einander gegenüber. Sie verbinden sich zu einem
inkonsequenten, in sich unschlüssigen Ganzen, zu Maßnahmenpaketen,
die weder den Erfordernissen der Bevölkerung nach Gesundheitsschutz
und sozialer Absicherung entsprechen noch die Rufe des Kapitals nach
Freiheit des Geschäfts voll befriedigen. Hinzu kommt noch der
Absturz durch Korruptionsaffären. In sich ist die Union mehr und
mehr gespalten, was sich auch im Kanzlerkandidatenclash zwischen
Söder und Laschet zeigte. Profitiert haben die Grünen.

Außenpolitisch
steht die CDU für eine starke EU unter deutscher Führung und den
Ausbau der Grenzagentur Frontex an den Außengrenzen der EU. Sie
unterstützen eine Starke NATO und die Partnerschaft zur USA, um so
gemeinsam gegen China gewappnet zu sein und deutsches Kapital vor der
chinesischen Übernahme zu schützen. Dass die CDU militärische
Interventionen gutheißt, haben wir in den letzten Jahrzehnten erlebt
und daran wird sich auch nichts ändern.



Letztlich
ist für die CDU die Grüne Partei deshalb die liebste Partnerin,
weil sie am ehestens das Gesamtinteresse der KapitalistInnen im Blick
haben und sie die sozialen Angriffe problemlos mittragen wird, das
aber mit der weniger angestaubte Begleitmusik einer Habeck-Rhetorik
und durchgesetzt von einer Führungsfigur Baerbock, gegen die Laschet
halt einfach lasch wirkt.

FDP

Von
der Schwäche der CDU kann die FDP bisher kaum profitieren, was wohl
an ihrer starken Klientelpolitik liegt. Die Grünen und die SPD sind
auf die neoliberale Partei angewiesen, wenn es um die Bildung der
Ampelkoalition (SPD, Grüne, FDP) gehen sollte.

Hinsichtlich
der Stellung des deutschen Kapitals in der Welt setzt die FDP auf
einen stabilen Exporthandel. Das setzt wiederum eine Souveränität
der EU voraus, damit „wichtige Bereichen wie zum Beispiel
Energieversorgung, Rohstoffimporte und digitale Technologie weniger
abhängig und verwundbar werden“, wie es im Wahlprogramm der FDP
heißt. Deutschland brauche die EU, um „einen Beitrag zur liberalen
Weltordnung zu leisten“. Auch hier wird wieder von einer
Weltordnung gesprochen, die schlichtweg die Vorherrschaft über
Halbkolonien mit Hinblick wirtschaftlicher Interessen meint. Ihre
interventionistische Politik wird offen dargelegt, wenn sie von einer
Fortsetzung des deutschen und europäischen Engagements im Nahen
Osten sprechen, von der Integration Afrikas in globale
Wirtschaftskreisläufe, vom Ausbau von Frontex oder vom Vertiefen
transatlantischer Handelsbeziehungen. Des Weiteren betonen sie die
Begrenzung von Haushaltsdefiziten, was im Rückschluss Sozialabbau
heißen wird.

Bei
der Bekämpfung des Virus setzt und setzte die FDP darauf „mit dem



Virus leben“, um ihre vehementen Forderungen nach Öffnungen der
(Mittelstands-)wirtschaft zu rechtfertigen, was heißt, den Tod
Tausender hinzunehmen. Nichts geht den Liberalen über die Freiheit
der Wirtschaft!

AfD

Die
AfD stagniert. Sie versuchte einerseits die rechte Querdenkenbewegung
abzuholen, gleichzeitig betonte sie aber auch, nicht deren
politischer Arm zu sein.

Neben
der massiven physischen Gewalt, welchen diese rassistische Partei
mitzuverantworten hat, dienen ihre rassistischen Narrative dem
imperialistischen Kampf, wie beim Krieg gegen den Terror deutlich
wurde. Die AfD spricht immer wieder von einer Rückbesinnung auf den
Nationalstaat und schürt so den Rassismus an. Gleichzeitig fordert
sie eine hohe Priorität der Außenwirtschaft. Sie fordern einen
„diskriminierungsfreien Zugang“ zu ausländischen Import- und
Exportmärkten für deutsche Unternehmen mit Zugang zu Rohstoffen und
Freiheit der Handelswege. Der Rassismus, den sie ständig
reproduzieren, dient nicht nur als Rechtfertigung für die
Abschottung des Nationalstaates, sondern auch der Legitimation von
Ausbeutung halbkolonialer Länder, auf deren Rohstoffe das deutsche
Kapital angewiesen ist. So wollen sie auch „deutsche Unternehmen
dabei unterstützen, in diese Länder zu investieren“. Die Politik
der AfD ist rechtspopulistisch und rassistisch und kann bei einer
Verschärfung der Krise einen Zuwachs für die Partei bedeuten, was
für die Arbeiter_Innenklasse und alle Unterdrückten eine weiterhin
nicht zu unterschätzende Gefahr darstellt.

Die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien

SPD



Die
SPD ist jene der beiden bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien auf dem
absteigenden Ast. Für die Krisenbewältigung setzen die
Sozialdemokrat_Innen auf Investitionen in sogenannte zukunftsfähige
Arbeitsplätze und klimaneutrales Wachstum. Auch hier sind Teile des
Green New Deals erkennbar. Sie wollen „aus der Krise gestärkt
hervorgehen“ und propagieren ein Europa, das „als selbstbewusste
Friedensmacht auftreten und so eine kooperative, multilaterale
Weltordnung mitgestalten“ soll. Doch die Weltordnung von der
gesprochen wird, bedeutet letztendlich die Unterdrückung anderer
Länder unter die herrschenden Staaten. Dabei wirbt auch die SPD für
ein Europa, das geschlossen auftritt und sich zu der neuen
US-Regierung öffnet und tritt für eine verteidigungspolitische
Eigenständigkeit der EU ein. Sie fordern auch die Stärkung der
Welthandelsorganisationen, da Deutschland auf offene Märkte
angewiesen ist. Wenn es als imperialistisches Land wieder Macht
erreichen möchte, muss es Exportüberschüsse erwirtschaften.

Die
gesamte Politik der SPD und ihre enge Verbindung zum DGB und vor
allem der IG Metall lief und läuft darauf hinaus, die deutsche
Exportindustrie mitsamt ihrem Spitzenplatz in der Welt zu stärken um
einem Teil der Arbeiter_Innenklasse ein hohes Einkommen zu
verschaffen, was damit einhergeht, einen anderen anzugreifen. Diese
Strategie der Vermittlung zwischen Kapital und gehobeneren
Arbeiter_Innen erweist sich aber als immer untauglicher. Die Krise
der SPD ist das Ergebnis.

Die
Linken wählen?

Die
Linken stagnieren trotz der Fülle drängender sozialer Themen, vor
allem da sie innerlich gespalten sind und sich daher kaum zu einer
klar antikapitalistischen oder auch nur schärferen reformistischen
Strategie entscheiden können.



Sie
wollen eine Finanzierung der Corona-Krise durch eine Vermögensabgabe.
Beim Thema Außenpolitik wollen die Linken Frieden fördern und die
Zivilgesellschafts unterstützen, „statt nur Wirtschaftsinteressen
zu dienen und Deals mit Diktatoren zu machen.“ Weiter heißt es in
ihrem Programm, dass es faire Handelsabkommen mit einem Regelwerk für
Produktionsbedingungen, ein gerechtes Lieferkettengesetz und ein
globales Arbeitsrecht geben soll. Auch den Export wollen sie
beschränken durch einen internationalen Ausgleichsmechanismus, der
die Staaten mit Exportüberschüssen auf ausgeglichene
Handelsbilanzen verpflichtet.

Auch
wenn sich die Linkspartei in ihrer Regierungspolitik in den
Bundesländern nicht wirlich von der SPD unterscheidet und sie sich
immer wieder als treue Verwalterin des deutschen Kapitalismus
erwiesen hat, hat sie andererseits auch eine reale Verbindung zu
sozialen Bewegungen wie „Deutsche Wohnen und Co enteignen“.

Doch
was heißt das für uns? Als Kommunist_Innen müssen wir die
parlamentarischen Wahlen nutzen, um für unsere Ideen zu werben und
Illusionen in den Reformismus zu bekämpfen. Das Ergebnis einer Wahl
ist für den Klassenkampf nicht egal, sondern spiegelt das
Kräfteverhältnis in der Arbeiter_Innenklasse wider.

Wir
rufen zur kritischen Wahl der Linkspartei auf, und zwar trotz ihres
Programms. Für die Punkte, die wir unterstützen, wie eine
Vermögensabgabe zur Krisenbekämpfung wollen gemeinsam mit deren
Wähler_innen und Mitgliedern kämpfen. Doch wir tun dies nicht um
die Linkspartei aufzubauen, sondern um ihre Versprechen auf den
Prüfstand zu stellen, uns als konsequenter zu erweisen und somit
Jugendliche und bewusstere Arbeiter_Innen vom Reformismus weg hin zu
einer revolutionären Politik zu bringen.



Argumente  gegen
Impfgegner_Innen
Von Leonie Schmidt

Mittlerweile ist es für immer mehr
Menschen in Deutschland möglich, sich impfen zu lassen, aber
gleichzeitig keimen auch immer mehr Argumente gegen das Impfen auf.
Aber nicht nur aus dem klassischen Querdenker_Innen- Spektrum,
sondern auch von ganz „normalen“ Menschen. Manche von uns erleben
Diskussionen darüber sogar im eigenen Familien- und Bekanntenkreis:
Die Impfung sei schädlich, nicht ausreichend erforscht und
gefährlich. Leider ist es
Deutschland nicht gelungen, eine ordentliche Impfkampagne zu
erstellen und dafür zu sorgen, dass die Bevölkerung
angemessen aufgeklärt und nicht verunsichert ist. Denn die Impfung
ist eine der Maßnahmen, die nötig sind, damit diese Pandemie
endlich beendet werden kann. Dafür ist es wichtig, dass möglichst
viele Menschen möglichst schnell geimpft werden – aber nur ca.
50-65% (je nach Altersgruppe) wollen sich impfen lassen. Um eine
Herdenimmunität gegen Covid-19 zu erreichen, müssten sich
allerdings zwischen 60-80% der Bevölkerung impfen lassen. Was sind
die klassischen Argumente und wie können sie entkräftet werden?

Argument:  „Der  Impfstoff  ist  doch  noch  gar  nicht  ausreichend
erforscht!“

Da es das Covid-19-Virus erst seit ca.
2 Jahren offiziell so gibt, gehen manche davon aus, dass der
Impfstoff ungenügend erforscht sei. Er wäre nur innerhalb von 18
Monaten entwickelt wurden, wohingegen andere Impfstoffe erst nach ca.
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10-15 Jahren zugelassen würden. Aber das stimmt so nicht, denn
einerseits werden Covid-Viren schon länger erforscht und
andererseits auch die sogenannten mRNA-Impfstoffe, zu denen auch die
Corona-Impfungen gehören. Es ist zwar eine neuere Methode, jedoch
wird an der RNA schon seit mehr als 20 Jahren geforscht, an den
RNA-Impfstoffen seit über 8 Jahren. Auch zum Thema Erbgut machen
sich viele Menschen Sorgen, da der Impfstoff auf Geninformationen des
Coronavirus basiert, jedoch geht die RNA gar nicht in den Zellkern,
wo die DNA und somit die Geninformation ist, kann diese also auch
nicht ändern. Des Weiteren sind viele wegen der möglichen
Nebenwirkungen verunsichert, insbesondere bei AstraZeneca. Da es da
einige Thrombose-Fälle gab, wurden die Impfungen damit auch
kurzzeitig gestoppt. Jedoch ist diese Nebenwirkung äußerst selten
und es ist mal wieder sehr interessant, wie das gehandhabt wird. Die
Antibabypille beispielsweise, welche massenhaft Thrombosefälle
auslöst, wird ohne große Aufklärung verschrieben und da
interessiert es auch niemanden – Frauenärzt_Innen drängen sogar zur
Einnahme. Des Weiteren sind die bekannten Fälle verschwindend gering
und die Nebenwirkungen sind größtenteils mit normalen
Grippeimpfungen zu vergleichen. Zusätzlich werden junge Frauen,
welche hauptsächlich an Thrombosen erkrankten, ohnehin mittlerweile
mit einem der anderen Impfstoffe geimpft.

Argument:  „Die Impfungen sollen nur Profite  für die Finanzeliten
bringen!“

Wenngleich die Impfung für die
Pharmaindustrie eine wahre Goldgrube ist, so ist es doch
verschwörungstheoretischer Quatsch, zu behaupten, dass es ihn nur
deswegen gebe. Sicher bekommen die führenden Pharmaunternehmen einen
riesigen Profit dadurch (ca. 50 Milliarden zusätzlich für dieses
Jahr wurden prophezeit), aber die Impfung wäre auch immer noch
notwendig, wenn sie nicht von der Pharmaindustrie bereitgestellt
werden würde. Trotzdem stecken hinter dem Impfstoff keine ominösen
Finanzeliten, sondern offen auftretende Kapitalist_Innen, die die



Gesetze der kapitalistischen Wirtschaft für sich nutzen – Also
eigentlich nix Neues. Zu kritisieren ist dabei nicht das Impfen an
sich, sondern, dass daraus Profit gemacht werden kann. Dadurch
variieren die Preise der Impfstoffe stark, manche Unternehmen bieten
es zum Selbstkostenpreis an, andere für deutlich profitablere
Preise. Es ist eindeutig eine Klassenfrage, wenn man sich anschaut,
dass insbesondere die Länder, die viel Geld haben, zuerst an
Impfstoffe kommen, während Halbkolonien wahrscheinlich Jahre
brauchen werden, bis sie ausreichend Impfstoff für ihre Bevölkerung
bekommen. Weiterhin ist es typisch für den Kapitalismus, dass die
Bourgeoisie hohe Gewinne einfahren wird, und nicht die
Arbeiter_Innen, die den Impfstoff produzieren und verimpfen. Daher
treten wir auch dafür ein, dass die Pharmabetriebe von den
Arbeiter_Innen kontrolliert und geführt werden und dafür, dass die
Patente veröffentlicht werden, damit alle Länder in der Lage sind,
günstig und schnell an Impfstoff zu kommen bzw. ihn zu produzieren.

Argument: „Ich bin eh zu jung, um schwer an Covid zu erkranken!“

20% der 18-39-Jährigen gaben an, sie
würden sich auf keinen Fall impfen lassen. Viele von ihnen machen
sich keine Sorgen, da sie davon ausgehen, eine Corona-Infektion mit
einem leichten Verlauf und wenig Einschränkung zu überleben.
Allerdings gibt es auch bei leichten Verläufen die Möglichkeiten
für Langzeitfolgen, welche noch unerforscht sind, beispielsweise für
„Long Covid“ (also Einschränkungen, die auch nach Ende einer
milden Infektion weiterhin auftreten, zum Beispiel Müdigkeit,
verringerte Herzleistung oder Geschmacksverlust). Des Weiteren ist es
auch für die Herdenimmunität sehr wichtig, dass junge Leute sich
impfen lassen, da sie den Virus ja weiterhin übertragen können,
beispielsweise wenn sie ohne Symptome ansteckend sind. Ebenfalls
beachtet werden muss die Möglichkeit, dass die Mutationen auch für
jüngere Personen schädlicher sein können und sich schneller
übertragen lassen, und das wird bei der britischen Mutation der
Covid-Viren schon beobachtet. Also, auch wenn junge Menschen bei der



Impfpriorisierung vieler Orts noch nicht an der Reihe sind, sollten
sie auf jeden Fall die Möglichkeit wahrnehmen, sich impfen zu
lassen. Denn bereits in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass
schon Krankheiten wie die Masern oder Diphterie nur ausgerottet
werden konnten, indem sich große Teile der Gesellschaft dagegen
impfen ließen.


